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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Günter Sonnenberg: Bedingungslose Freiheit 
für die Gefangenen aus der RAF 


Es gibt noch vier politische Gefangene aus 

der RAF, die noch im Knast sind: 

- Brigitte Mohnhaupt, sie sitzt insgesamt 
seit 28 Jahren im Gefängnis 

- Christian Klar, er sitzt seit 24 Jahren im 
Gefängnis 

- Birgit Hogefeld, sie sitzt seit 13 Jahren im 
Gefängnis 

- Eva Haule, sie ist im halboffenen Vollzug, 
was heißen soll, dass sie tagsüber eine 
Ausbildung macht und abends wieder in 
das Gefängnis rein muss 


Wichtiger Erfolg 
für die Angola 3 


Liebe Freunde und Unterstützer 
der Angola 3, 

mit großer Freude können wir bekannt 
geben, dass wir eben gerade die Entschei- 
dung von Rachel Morgan, Gerichtsmitglied 
des 19. Distriktgerichts in Baton Rouge, er- 
halten haben sowie die Empfehlung, dass 
die Verurteilung wegen Mordes aus dem 
Jahre 1974 gegen Herman Wallace aufge- 
hoben sollte. Die Entscheidung ist das Er- 
gebnis einer Anhörung im Staatsgefängnis 
Lousiana am 19. September und macht uns 
Mut, dass Herman, der 65 Jahre alt und seit 
34 Jahren in Einzelhaft ist, bald freikommt. 
Allerdings gibt es noch einige Hürde bis da- 
hin. 

Frau Morgan stellte fest, dass die Staats- 
anwaltschaft Hermans Recht auf ein faires 
Verfahren verletzt hat, indem sie die Jury 
und die Strafverteidiger nicht darüber in- 
formierte, dass sie ihrem Hauptbelastungs- 
zeugen, den Spitzel Hezekiah Brown, die 
Aussetzung seiner lebenslangen Haftstrafe, 
einen Karton Zigaretten pro Woche und ein 
Privatzimmer mit Fernseher im Gefängnis 
versprochen hatte. Nach dem Gesetz muss 
dieser Verfassungsverstoß zu einer Aufhe- 
bung von Hermans Verurteilung wegen 
Mordes an einem Gefängniswärter 1972 
führen. In diesem Fall, wie in vielen ande- 
ren auch, geht es um eine auf unschuldige 


Zum Thema: 

Solidarität mit den politischen 
Gefangenen aus der RAF aus meiner 
eigenen praktischen Erfahrung: 


Am 3. Mai 1977 wurde ich nach einer be- 
waffneten Auseinandersetzung mit der Po- 
lizei lebensgefährlich verletzt (durch einen 
Schuss in den Kopf) festgenommen. Nach 
vier Wochen im Koma und zwei neuro- 
chirurgischen Operationen erwachte ich 
beim Anflug auf das berüchtigte Gefängnis 
Stuttgart-Stammheim. Ich war desorien- 
tiert, konnte weder sprechen noch schrei- 


Albert Woodfox 
Are Innocent! 


Solidaritätsaktion während der Anhörung 


Menschen fokussierte inkompetente und 
voreingenommene Untersuchung und um 
Staatsanwälte, welche lügen und betrügen, 
um Verurteilungen zu erreichen. 

Wir sind noch einige Schritte von Her- 
mans Freilassung entfernt. Frau Morgans 
Empfehlung wird an den Distriktrichter 
weitergeleitet, der dann entscheidet diese 
anzunehmen (wie im Normalfall), umzuän- 
dern oder weitere Anhörungen anzuord- 
nen. Angesichts der starken Beweisen in 
Hermans Fall und die Argumentation der 
Entscheidung sind wir guten Mutes, dass 
das Gericht die Empfehlung unverändert 
annehmen und Hermans Verurteilung auf- 
heben wird. 

Sollte das Gericht Hermans Verurteilung 
aufheben, ist es anzunehmen, dass die 
Staatsanwaltschaft von Baton Rouge die 
Entscheidung beim Berufungsgericht und 
Obersten Gericht Louisianas anfechten 
wird, ein Prozess, der bis zu zwei Jahren 
dauern kann. Es ist möglich, dass die Staats- 


ben, hatte keine Erinnerungen mehr und 
war mit 22 Jahren im Zustand eines Klein- 
kindes, das die fundamentalsten Sachen 
lernen musste. 

Das heißt, eigentlich hätte ich in eine neu- 
rologische Reha gebracht werden müssen, 
die sich auf neurologische Ausfälle wie spre- 
chen, schreiben, lesen usw. spezialisiert hat. 

Statt dessen wurde ich - wie oben gesagt 
- nach Stuttgart-Stammheim in Untersu- 
chungshaft gebracht und war dort in Tota- 
lisolation. 

Da ich offensichtlich haftunfähig war, 
entwickelte sich ziemlich bald eine Kam- 
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anwaltschaft versucht, einen neuen Prozess 
durchzusetzen, aber wir würden gegen ein 
neues Verfahren zu diesem späten Zeit- 
punkt als Verfassungsverstoß klagen. Ab- 
gesehen davon, es ist angesichts der schwa- 
chen Belastungsbeweise schwer vorstellbar, 
dass bei einem neuen Verfahren ein ande- 
res Urteil als unschuldig herauskommen 
würde. 

Wir haben lange mit Herman und seinem 
Mitangeklagten Albert Woodfox gespro- 
chen. Sie sind beide überglücklich. Herman 
konnte einige seiner Familienangehörigen 
und Freunde persönlich benachrichtigen 
und bat uns, alle die Dutzende, wenn nicht 
Hunderte von Menschen, die ihn jahrelang 
unterstützt haben, zu informieren. Albert 
ist hoffnungsvoll, dass der Erfolg in Her- 
mans Fall auch ihm helfen wird, denn sein 
Antrag auf Habeas Corpus ist noch in der 
Anfangsphase. 

Es ist noch ein weiter Weg, bevor Herman 
und Albert freikommen. Wir werden alle 
auf dem Laufenden halten. Bis dahin, guckt 
euch das neue, von Dave Stewart von den 
Eurythimics produzierte Musikvideo zum 
Fall der Angola 3 an (www.youtube.com/ 
watch?v=YByERaSXiGA) und den Artikel von 
AP zur neuen Entscheidung (http://seattlepi. 
nwsource.com/national/1110AP_Black_Panther_C 
ase.htm]). 

Nick Trenticosta und Scott Fleming, An- 
wälte von Herman Wallace und Albert 
Woodfox, 9. November 2006 
www.prisonactivist.org 
Weitere Artikel zu den USA S. Aff. 


pagne für meine Freiheit. 

Trotz dieser Kampagne wurde ich in ei- 
nem Schauprozess Ende April 1978 zu 
zweimal lebenslänglich verurteilt, weil ich 
bei dieserbewaffneten Auseinandersetzung 
mit der Polizei auch geschossen hatte, mich 
auch also gegen meine Festnahme gewehrt 
hatte. 

Dieser Prozess wurde durchgeführt, ob- 
wohl ich nach 11 Monaten Totalisolation 
weder haftfähig noch verhandlungsfähig 
war. 

So ließ ich mich an jedem Verhand- 
lungstag ausschließen, auch bereits am er- 
sten Tag, nachdem ich eine kurze Erklärung 
abgeben hatte, dass und warum ich an die- 
sem Schauprozess nicht teilnehmen werde. 

Selbst die bürgerliche Presse in der BRD 
kritisierte diesen Prozess als „Drahtseilakt‘. 

Die Kampagne für meine Freiheit ent- 
wickelte sich in den ersten Wochen nach 
meiner Festnahme. So forderten Ärztinnen 
und Ärzte, Rechtsanwältinnen und Rechts- 
anwälte, Angehörige der politischen Ge- 
fangenen und andere meine sofortige Frei- 
lassung, weil ich haftunfähig; war. 

Es wurden über die folgenden Jahre 
Kundgebungen und Demonstrationen mit 
der Forderung nach meiner Freiheit gestellt. 
Gerade die Angehörigengruppe der politi- 
schen Gefangenen führten unermüdliche 
Kampagnen für meine (und auch andere 
haftunfähige Gefangene) Freiheit. Dies al- 
les aufzulisten, würde heute die Zeit spren- 
gen. 


Beelingungs 


Festnahmen vor 24 Jahren 


Am 11.11.82 wurde Brigitte Mohnhaupt 
und 5 Tage später am 16.11 wurde Chri- 
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Wenn in der BRD Ge- 
fangene ein Lebensläng- 
lichurteil haben, muss 
das Gericht, das sie ver- 
urteilt hat, nach 15 Jah- 
ren Gefangenschaft ent- 
scheiden, ob die oder der 
Gefangene entlassen 
wird oder wie viel Jahre 
sie noch weiter sitzen 
müssen. Diese Entschei- 
dung läuft nach einer so 
genannten Anhörung. 

Diese „Anhörung“ war 
bei mir im April 1992. 
Dieses Gericht fühlte sich 
von der jahrelangen Frei- 
heitskampagne für mich 
- und auch aus einer Erklärung der RAF im 
April - politisch unter Druck gesetzt. Und 
so wurde ich, trotz des zweimal Lebens- 
länglichurteil, nach 15 Jahren und 12 Ta- 
gen frei. 

Und so komme ich zu dem Thema dieser 
Veranstaltung zurück. 

Ohne diese 15-jährige Kampagne für mei- 
ne Freiheit wäre ich am 15. Mai 1992 nicht 
freigekommen. 

Außer diesem zweimal Lebenslänglich- 
Urteil hatte ich noch vier weitere Ermitt- 
lungsverfahren gegen mich laufen, die - 
ebenfalls aufgrund dieser Kampagne - ein- 
gestellt wurden. 

Meine Freiheit am 15. Mai 1992 war das 
praktische Ergebnis einer erfolgreichen 
Kampagne. 

Die vier Gefangenen aus der RAF, die jetzt 
noch im Knast, oder wie bei Eva im hal- 
boffenen Vollzug sind, müssen bedin- 
gungslos freikommen. 

Und deshalb bleibt die Forderung bis sie 
frei sind: 

BEDINGUNSLOSE FREIHEIT FÜR DIE 
GEFANGENEN AUS DER RAF! 


Günter Sonnenberg, ehemaliger Gefangener 
aus der RAF, hielt diese Rede bei einer Ver- 
anstaltung am 20. Oktober in Hamburg zum 
Thema: „Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen‘“ Das Ganze war Teil der Veran- 
staltungsreihe 19. Oktober bis zum 15. De- 
zember: Berichte International 2 - Impe- 
rialismus und Widerstand. 


Freilassung} 


stian Klar festgenommen. Sie müssen wie 
ebenso Eva Haule und Birgit Hogefeld be- 
dingungslos freigelassen werden. 


Marco Heinrichs ist 
wieder freil 


Marco befindet sich seit Ende Oktober wie- 
der draußen. Er war seit dem 27.2.2006 in- 
haftiert. In dem Magdeburger $129a-Ver- 
fahren wurde er zu einer Freiheitsstrafe von 
2 1/2 Jahren verurteilt, von der er durch die 
Untersuchungshaft 1 Jahr abgesessen hatte. 

In dem Revisionsverfahren gegen seinen 
Mitangeklagten Daniel ist er zusammen mit 
Carsten, der ebenfalls in dem Verfahren an- 
geklagt war und freigesprochen wurde, zu- 
vor noch ein halbes Jahr in Beugehaft ge- 
gangen. Da Beugehaft nicht angerechnet 
wird auf die Strafhaft, war Marco jetzt wie- 
der im Knast und ist auf Grund der 2/3-Re- 
gelung wieder draußen. 


Christians und Leilas 
Berufungsverhandlung be- 
ginnt am 12. Dezember 2006 


Am 12. Dezember 2006 | soll am Landge- 
richt Berlin (Turmstraße 91, Raum 142 um 
9 Uhr) die Berufungsverhandlung gegen 
Christian und Leila wegen Landfriedens- 
bruch pp. beginnen. Die beiden waren am 
13. Februar 2005 in Dresden bei Gegen- 
protesten zu einem Naziaufmarsch von Ber- 
liner Zivilbeamten observiert und festge- 
nommen worden. Christian und Leila sind 
in Berufung gegangen, weil im ersten Ver- 
fahren noch viele Fragen der Beweis- 
führung offen geblieben sind und ein Frei- 
spruch erreicht werden soll. Im Januar wa- 
ren Christian zu einem Jahr Haft und Leila 
zu zwei Jahren auf Bewährung verurteilt 
worden. 

Der zuständige Richter ist Dr. Lindemann 
hat endlich den Haftbefehl gegen Christian 
aufgehoben, er muss sich nun nicht mehr 
dreimal die Woche bei der Polizei melden. 
Derweil wird aber versucht, Christian noch 
vor Beginn des Prozesses in Haft zu neh- 
men, um seine Verteidigung zu erschweren. 
Er erhielt eine Ladung zum Haftantritt am 
24. November, um einen Bewährungswid- 
erruf von 10 Monaten wegen Landfrie- 
densbruch im März 2000 abzusitzen. 

Der stellvertretende Vorsitzende vom 
Berliner Landgericht Dr. Lindemann will die 
beiden schnell aburteilen, denn er veran- 
schlagte gerade mal einen Prozesstag. 
Schon der vorherige Prozess hatte sieben 
Tage in Anspruch genommen, und diesmal 
gibt es wahrscheinlich sogar noch neue Be- 
weismittel 

Bevor der Prozess beginnt, behindert die 
Justiz die Verteidigung der beiden, indem 
Sitzungsprotokolle des ersten Verfahrens 
und auch die Akte seit neun Monaten den 
VerteidigerInnen nicht zugestellt werden. 

Schon im ersten Verfahren kam es zu Ver- 
schleppungen und unseriöser Beweismit- 
telbehandlung. So löschte Staatsanwalt 


Fenner beachtliche Teile eines Beweisvi- 
deos, weil sie ihm „irrelevant“ erschienen. 
Wie erst jetzt bekannt wurde, war das Vi- 
deo sowieso illegal von Berliner LKA-Be- 
amten erstellt worden. Der Datenschutzbe- 
auftragte von Sachsen monierte, dass die 
am 13.2.05 in Dresden eingesetzte Berliner 
Polizei keine Erlaubnis hatte, verdeckt zu 
filmen, und auch von der Dresdner Polizei 
dazu nicht angewiesen war. 

Auch der Berliner Datenschutzbeauftrag- 
te hat sich mit dem Fall beschäftigt. Leila 
hatte sich beschwert, dass das Berliner LKA 
ihren Arbeitgeber umfassend zu ihrer Per- 
son und ihrem Arbeits- und sozialen Um- 
feld befragt hatte. Der Berliner Polizeiprä- 
sident gab an, dass diese Maßnahme nötig 
war, um sie vor der Untersuchungshaft zu 
bewahren. Obwohl die Befragung erst über 
einen Monat nach ihrer Festnahme am 13. 
Februar in Dresden stattfand und nie zur 
Diskussion stand, sie in U-Haft zu nehmen, 
wertet der Datenschutzbeauftragte das 
„höchst grenzwertige“ Verhalten des LKA 
als „fürsorglich“. 

Zur Prozessvorbereitung und um die ak- 
tuelle Repression gegen linke Strukturen zu 
thematisieren, ist eine Infoveranstaltung 
am Donnerstag, den 7.12. um 20 Uhr im 
X-Beliebig (Liebigstr. 34 | Berlin-Frie- 
drichshain) mit ABC-Berlin und dem Ge- 
fangenen Info. 
www.freechristian.de.vu 


Neuigkeiten zu Jose 
und Bart 


Am 28. Juni 2004 wurden vier Personen 
aus Spanien und Belgien in Aachen/ 
Deutschland nach einem Schusswechsel mit 
der Polizei und Geiselnahme verhaftet. Sie 
hatten , nach einer Polizeikontrolle zu flüch- 
ten. Die vier verhafteten Personen sind Bart 
de Geeter, Jose Fernandez Delgado, Gabri- 
el Pombo da Silva und Begona Pombo da 
Silva. Am 28.9.05 wurde Jose zu 14 Jah- 
ren Gefängnis, Gabriel für 13 Jahre, Bart 
bekam 3 Jahre und 6 Monat und Begonia 
10 Monate ausgesetzt auf drei Jahre Be- 
währung verurteilt. 

Bart de Geeter ist ein 26-jähriger Anarchist 
aus Belgien, der schon Jahre in der Bewe- 
gung aktiv ist, vor allem bei der Solida- 
ritätsarbeit mit Gefangenen (auch mit An- 
archist Black Cross-Gent) und mit Flücht- 
lingen 

Gabriel Pombo da Silva ist 36 Jahre alt und 
ein bekennender Anarchist, der 20 Jahre im 
spanischen Knast einsaß, davon 14 Jahre 
im berüchtigten FIES-Isolationsregime. Im 
Oktober letzten Jahres kehrte er nach einem 
Urlaub nicht mehr in den Knast zurück und 
‚flüchtete aus Spanien. Gabriel ist einer der 
sozialen Rebellen/Anarchisten, die jahre- 
lang mit Schriften sowie individuellen und 
kollektiven Aktionen (alltäglicher Wider- 
stand, Hunger- und Hofgangstreik, Aus- 


bruchsversuche, ...) gegen die Isolation, Fol- 
ter und Misshandlungen in spanischen Ge- 
fängnissen gekämpft hat. 

Der 44-jährige Jose Fernandez Delgado saß 
24 Jahre in Spanien im Knast und kommt 
ebenfalls aus der spanischen anarchisti- 
schen Bewegung. Auch er flüchtete aus dem 
Gefängnis und lebte untergetaucht. 
Begona Pomba da Silva steht, außer dass 
sie die Schwester von Gabriel ist, in kei- 
nen Bezug zur anarchistischen Bewegung. 


Jose Delgado beendet 
Kooperationsstreik 


Jose Ferndandez Delgado beendete am 31.10 
seinen Kooperationsstreik. 

Fast drei Wochen lang hatte der ehemali- 
ge FIES-Gefangene in der JVA Bochum je- 
de Zusammenarbeit mit dem Knast verwei- 
gert. Hofgang, Knastessen, Anträge ... Mit 
seiner Aktion forderte er die Wahrung sei- 
ner Würde - auch als Gefangener des Staa- 
tes. 

Seine Forderungen beliefen sich u.a. dar- 
auf, auch jetzt als Strafgefangener seine ei- 
gene Kleidung tragen zu dürfen, Zugang zu 
seinem Geld zu haben und im Knastladen 
einkaufen zu gehen, Zugang zu den 
Büchern, die ihm geschickt werden. 

Eine Woche lang wurde der Direktor der 
JVA Bochum von außen mit internationa- 
len Unterstützungsbriefen, -faxen, -und 
Emails konfrontiert. Wenige Tage später 
wurde Jose aus heiterem Himmel und bis- 
her ohne Angabe von Gründen in die JVA 
Rheinbach verlegt. 

Beim gestrigen Besuch erklärte Jose, der 
sehr abgenommen hatte, er habe noch 4 Ta- 
gen nackt in der neuen Zelle in Rheinbach 
das Knastessen verweigert und erst am 31. 
wieder angefangen zu essen. 

Seine Bedingung haben sich insofern ver- 
bessert, als er Zugang zu seinem Geld hat 
und selber einkaufen kann. Außerdem sind 
ihm endlich die Bücher ausgehändigt wor- 
den, die ihm geschickt worden waren, teil- 
weise schon vor einem Jahr. Auch die Be- 
suchsvereinbarung sind sehr viel unbüro- 
kratischer. 

In Bezug auf die Knastklamotten hat er 
vorläufig ein Zugeständnis gemacht, um am 
Hofgang teilnehmen zu können. 

Wir unterstützen Jose in seinem Kampf für 
seine Würde, respektvolle Behandlung von 
Gefangenen und die Abschaffung aller Knä- 
ste - für Freiheit und Herrschaftslosigkeit. 
Freiheit und Solidarität 
UnterstützerInnen 


Barts Anhörung 


Am 7.11.2006 war die Anhörung von Bart De 
Geeter vor der Strafkammer in Wuppertal, 
wegen der 2/3-Strafe. Der Richter stellte wohl 
nicht allzu viele Fragen, aber die er stellte wa- 
ren nicht ohne. Er wollte beispielsweise wis- 
sen, woher die Bekanntschaft mit Gabriel und 
Jose kommt. Bart sollte erklären, was er mit 


den Beiden im selben Auto machte, wohin er 
unterwegs war... DerRichter hatte sich durch- 
aus mit dem Urteil auseinandergesetzt, von 
dem er meinte, dass es sich wie ein Krimi le- 
sen würde. Trotzdem hätte er persönlich kein 
Problem, wenn Bart vorzeitig entlassen wer- 
den würde, könne dies aber nicht ohne ein 
Prognose-Gutachten entscheiden. Warum er 
darauf nicht schon vorher bestanden hat, 
können wir vielleicht erahnen. So wird sich 
die ganze Sache für Bart noch mal 6-8 Wo- 
chen hinziehen. Werden die „Experten“ zu 
einem Ergebnis kommen, was positiv für Bart 
ist, d.h. sie kommen zu der Auffassung, dass 
Bart nicht wieder straffällig wird, könnte es 
sein, dass Bart noch dieses Jahr entlassen 
wird. Wenn nicht, wenn die Gutachter mei- 
nen, Bart ist kein „besserer Mensch“ gewor- 
den, wird es erneut zu einer Anhörung kom- 
men und der Richter wird das „letzte“ Wort 
sprechen. 

Aktuelle Informationen auf www.esca- 
peintorebellion.info 
UnterstützerInnen 
Jose Fernandez Delgado 
Aachenerstr. 47, 53359 Rheinbach 
Bart de Geeter 
Masurenstraße 28, 42899 Remscheid 
Germoney 
Gabriel Pombo da Silva 
Krefelder Str. 251, 52070 Aachen 
Germoney 


Hamburg: Kaweh Kazrounain 
ist freil 


Am Donnerstag, den 2.11., wurde unser nie- 
derländischer Genosse nach 18 Tagen (und 
damit etwa 432 Stunden) U-Haft, gegen ei- 
ne Kaution von 2000 EUR freigelassen! Ka- 
weh war am Samstag, den 14.10., nach an- 
tifaschistischen Aktionen gegen den Nazi- 
Aufmarsch in Hamburg-Wandsbek festge- 
nommen worden und saß seitdem im Un- 
tersuchungsgefängnis Holstenglacis. Heu- 
te gab es aus diesem Grund eine Demon- 
stration in Hamburg. Etwa 350 Antifaschi- 
stInnen hatten sich an der Sternschanze 
versammelt und begrüßten Kaweh zurück 
in Freiheit. Durch den kalten Hamburger 
Abend zog die Demo dann zum Untersu- 
chungsgefängnis, um unseren Protest ge- 
gen die Willkür und die Repressionen ge- 
gen linken, antifaschistischen Widerstand 
auszudrücken. 

Vor dem Knast sprach Kaweh ein 
Grußwort und Dankeschön für die bereits 
gelaufene Solidarität und verdeutlichte, 
dass der Widerstand gegen Neonazis wich- 
tig und notwendig sei. 

Solidarität benötigt Kaweh immer noch. 
Schließlich steht ihm hier in Hamburg ein 
Prozess bevor, der Kosten mit sich bringt. 
Um ihn damit nicht alleine zu lassen, spen- 
det eifrig auf dieses Konto: Rote Hilfe e.V., 
Stichwort: Kaweh, Kto.-Nr.: 84610203, BLZ 
200 100 20, Postbank Hamburg 
www.avanti-projekt.de 


Hugo Pinell 


Strafaussetzung verweigert — zum 8. Mal 


von Gordon Kaupp und Kiilu Nyasha 


In einer Anhörung am 14. November 2006 
im Hochsicherheitsgefängnis Pelican Bay 
State Prison in Crescent City verweigerte 
die kalifornische Gefängnisbehörde' Hugo 
Pinells zum 8. Mal eine Aussetzung seiner 
Strafe. 

Offensichtlich sind 42 Jahren in kalifor- 
nische Gefängnisse, die letzten 36 in Isola- 
tionshaft, darunter 16 im fensterlosen 
Hochsicherheitstrakt” unter extremen sen- 
sorischen Deprivation, nicht Vergeltung 
genug gegen Hugo Pinell, bekannt als Yo- 
gi Bear. Ihm wurden noch zwei weitere Jah- 
re aufgebrummt. 

Da Hugo seit 24 Jahren sauber ist, keine 
115er (Verletzung der Gefängnisregeln), 
und seine letzte Straftat vor 35 Jahren be- 
gangen wurde, war es eine fast vollständig 
politische Entscheidung. 

Hugo war ein Teil der in den 1960er und 
70er Jahren entstandenen Schwarzen Be- 
wegung gegen die grausamen Gefängnis- 
bedingungen und unbeschreibliche Bruta- 
lität gegen die Gefangene, besonders gegen 
Schwarze. In Nikaragua geboren, lehnte 
sich Hugo auch gegen die Abgrenzung der 
Mexikaner/Latinos gegenüber Schwarzen 
auf, d.h. er tanzte aus der Reihe, sah sich 
als Schwarzer anstatt als Latino. Das mach- 
te ihn zur größeren Zielscheibe und zwei- 
fachen Gefahr. 

Es ist unbestreitbar, dass es die von Ge- 


Gefangenenbewegung 
21.8.1971 wurde er im Gefängnis ermordet. 


orge Jackson und W. L. Nolen’ angeführten 
Gefangenenbewegung war, die die entsetz- 
lichen Gefängnisbedingungen ins öffentli- 
chen Rampenlicht brachte und letztendlich 
zu einer gründlichen Neustrukturierung des 
kalifornischen Gefängnissystems unter 
Aufsicht des US-Kongresses führte. (Siehe: 
The Melancholy History of Soledad Prison: 
In Which a Utopian Scheme Turns Bedlam 
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in den USA verbunden. 


von Min S. Yee.) 

Die Gesetzesänderungen, die infolge je- 
nes Gefangenenkampfes erlassen wurden, 
dienen als eine offene und unwiderlegbare 
Bestätigung, wie schlimm es war und wie 
nötig Widerstand dagegen war. Obwohl es 
schwierig ist, sich noch schlimmere Bedin- 
gungen vorzustellen als die, die heute in 
den überall im Lande verstreuten, meistens 
völlig überbelegten 5.000 Gefängnissen 
herrschen, waren die vorherigen dreckigen 
Kerker, buchstäbliche „Dreckslöcher“, in 
denen Hass, sowohl seitens rassistischer 
Wärter wie auch der Gefangenen, allge- 
genwärtig war und Brutalität, Folter und 
Mord offiziell gefördert wurden, vor 40 
Jahren noch entsetzlicher. 

Wegen seiner Haltung wurde Hugo an- 
haltender Folter und Isolationshaft ausge- 
setzt. Z.B. es kam oft vor, dass, wenn ein 
anderer Gefangene von den Wärtern zu- 
sammengeschlagen wurde, er physisch da- 
zwischen ging, er wurde dann selber zu- 
sammengeschlagen und landete im Bunker. 
Jeder Schwarze, der von Schließern oder 
der Polizei angegriffen wurde, weiß, dass, 
wenn der Brutalität vorbei ist, dann das Op- 
fer verklagt wird, nicht der Aggressor. Die 
Anzahl der 115er häuften sich. 

In den 60er Jahren organisierte die Be- 
wegung einen Hungerstreik, die acht Tage 
dauerte. Für jeden Tag des Hungerstreiks 
bekam er 115er, die in seiner Anhörung 
auch gegen ihn verwendet 
wurden. 

In der Anhörung ignorier- 
te die Strafaussetzungskom- 
mission die letzten mel- 
dungsfreien 24 Jahren und 
stürzte sich stattdessen auf 
die angehäuften 115er, insge- 
samt über 100. Obwohl er seit 
1982 kein einziges Mal we- 
gen Verletzung der Gefäng- 
nisregeln gemeldet wurde, 
schaffte es die Kommission, 
auch dies gegen ihn zu ver- 
wenden. Kommissionsmit- 
glied Shelton sagte so was 
Ähnliches wie: „Wenn ich 
mir so einen gewalttätigen 
Am Mensch wie Sie angucke und 

sehe, dass Sie seit 24 Jahren 

keinen einzigen 115er be- 
kommen haben, macht das mich stutzigund 
erinnert mich an eine Geschichte, die ich 
mal hörte. Während der Anhörung eines 
Gefangenen, der in den ersten Jahren oft 
wegen 115-Verstöße gemeldet wurde, aber 
seit langem nicht mehr, fragte ihn ein Kom- 
missionsmitglied, woher es komme, dass er 
seit langem keinen Ärger mehr habe. Der 
Gefangene antwortete: Weil ich aufm Hof 


bestimme und jeden dazu zwingen kann, 
für mich gerade zu stehen.“ Diese Ge- 
schichte ist aus mehreren Gründen un- 
glaubhaft: ein Gefangene würde so was nie 
sagen; Hugo hat keinen Hofgang; die Ge- 
fangenen im Isolationstrakt sind vollstän- 
dig isoliert, bekommen keine Anrufe, ihre 
Post wird zensiert und sie bekommen ein- 
geschränkte, überwachte, kontaktfreie Be- 
suche. 

Dazu kommt, dass die Kommission ihm 
sein Recht verweigerte, über die Straftaten, 
für die er verurteilt wurde, zu diskutieren 
oder einzustehen. Eine genauere Untersu- 
chung seiner Verurteilung lässt die Stich- 
haltigkeit der Beweise und die grundlegen- 
de Fairness der Verfahren ernsthaft in Fra- 
ge stellen. Außer der ursprünglichen An- 
klage, für die er zu einer Gefängnisstrafe 
verurteilt wurde, erfolgten alle folgenden 
Anklagen wegen Aktionen gegen Gefäng- 
niswärter, was die oben genannten histori- 
schen Gefangenenkampf widerspiegelt. 
Trotzdem nahm ein Kommissionsmitglied 
seine Unschuldsbeteuerung zum Anlass, 
ihn zu beschimpfen, und sagte: „Und Sie 
zeigen weiterhin keine Reue und beteuern, 
Sie haben diese Dinge nicht gemacht.“ Was 
bringt das Recht, Taten zu bestreiten, wenn 
man anschließend dafür bestraft wird, dass 
man keine Reue (für Dingen, die man nicht 
gemacht hat) zeigt? 

Es erinnert mich an den Fall von Geroni- 
mo ji Jaga (Pratt), der wegen eines Mords, 
den er nicht begangen hat, 27 Jahren in ka- 
lifornischen Gefängnissen verbrachte, be- 
vor seine Unschuld bewiesen wurde. Ihm 
wurde die Strafaussetzung mit den gleichen 
Begründungen ständig verweigert, seiner 
Weigerung, Reue zu zeigen für eine Tat, die 
er nicht begangen hat. Ähnlich wird Hugos 
Abstreiten der Straftat und seine Weige- 
rung, Reue dafür zu zeigen, gegen ihn ver- 
wendet, ein klarer Rechtsverstoß. 

Eine der Bedingungen für eine Strafaus- 
setzung ist öffentliche Unterstützung nach 
der Freilassung. Vierzig Briefe von Lehrern, 
Professoren, Menschenrechtsaktivisten, 
Sozialarbeitern, Freunden, Familienmit- 
gliedern und sogar das Angebot des An- 
walts Jeff Adachin an einem staatlich ge- 
förderten Eingliederungsprogramm teilzu- 
nehmen, wurden von der Kommission ab- 
getan und übergangen. 

Eine andere Sache, die Hugo zur Last ge- 
legt wurde, war seine Nicht-Bereitschaft an 
Gefängnisprogrammen teilzunehmen. Bei 
diesem Beharren auf Programmteilnahme 
geht es in Wirklichkeit um Herrschaft und 
Unterwerfung, da die extrem einge- 
schränkten Programme, die angeboten 
werden, den Gefangenen keine wirklich 
verwertbaren Qualifikationen auf dem Ar- 


beitsmarkt bieten. Die Gefangenen im 
Hochsicherheitstrakt dürfen nicht an allen 
Programme teilnehmen. Sie dürfen nur an 
bestimmte Fernkursen teilnehmen oder 
Selbsthilfebücher lesen, um ihre Fügsam- 
keit zu demonstrieren 

Hugos Weigerung, sich dem Programm- 
system zu unterwerfen, hängt mit seinem 
eigenen Überlebensprogramm zusammen, 
das er unter Bedingungen, die konstruiert 
sind, Gefangene in den Wahnsinn zu trei- 
ben, absolviert. Der Hochsicherheitstrakt 
im Pelican Bay ist ein Verstoß gegen die 
Menschenrechte. Die Vereinten Nationen 
und Amnesty International stellten fest, 
dass die Bedingungen im Hochsicherheit- 
strakt unmenschlich sind und ein Verstoß 
gegen die internationalen Konventionen 
über die Behandlung von Gefangenen. In 
Dutzenden Gutachten seit den 1970er Jah- 
ren haben Psychiater belegt, dass die Be- 
dingungen in Hochsicherheitstrakten - 23 
bis 24 Stunden am Tag in kleinen Zellen 
ohne natürliches Licht, ohne Fenster, keine 
Sicht außerhalb der Zelle, keine Kontakt- 
besuche, längere Zeit in Isolation - immer 
gesundheitsschädigend sind. Der Spezialist 
Dr. Terry Kupers, Autor des Buches „Prison 
Madness: The Mental Health Crisis Behind 
Bars and What We Must Do About It“, un- 
tersuchte Hugo 2004 und kam zu dem 
Schluss, dass er außergewöhnlich ist. Durch 
eine strikte selbst auferlegte Kur mit vege- 
tarischer Nahrung, Training, viel Brief- 
wechsel mit Freunden und Familie und an- 
deren Formen der Selbstpflege ist er geistig 
topfit geblieben. Dies ist ohne Zweifel eine 
Vollzeitaufgabe. Allen Widrigkeiten zum 
Trotz bleibt Hugo ein mitfühlender Mensch, 
physisch und psychisch gesund. Das ist 
noch erstaunlicher, wenn man berücksich- 
tigt, dass sich 2005 44 Gefangene in kali- 
fornischen Gefängnissen das Leben nah- 
men - ein Rekordzahl. 70% waren in den 
Sondertrakten. Eine landesweite Studie von 
401 Selbstmordfällen im Jahre 1986 ergab, 
dass Zweidrittel davon im Hochsicherheit- 
strakt waren (Hayes and Rowan 1988). 

Kurz gefasst, die Anhörung der Strafaus- 
setzungskommission war alles anderes fair 
und objektiv. Wir, Hugo und ich (sein An- 
walt), sitzen in einem Raum im Hochsi- 
cherheitstrakt den Kommissionsmitglie- 
dern gegenüber, hinter uns drei Wächter, 
Hugos Händen und Füßen gekettet an ei- 
nen Gürtel am Bauch. Hugo gegenüber of- 
fen ablehnend, gehen die sie ganzen Ge- 
fängnisregelverstöße und angeblichen An- 
griffe gegen die Schließer vor 35 Jahren vor 
den Augen der Wächter durch. Es ist un- 
fair, weil die Gründe der Inhaftierung un- 
veränderbar sind, nur der Gefangene kann 
sich ändern. 

Trotz der fehlenden Fairness, der Rechts- 
verstöße, der fehlenden Menschlichkeit und 
Vernunft seitens der Kommission und trotz 
ihrer außerordentlichen Unhöflichkeit und 
Verachtung Hugo gegenüber muss ich sa- 
gen, dass mein Mandant stark blieb und gut 
drauf war. Ich war stolz auf ihn. 


Wir waren uns alle sicher vor der An- 
hörung, dass sie eine Strafaussetzung ab- 
lehnen würden, aber wir mussten es gut 
durchziehen, um in die nächste Phase der 
Strategie für die Freilassung von Hugo Pi- 
nell zu gehen. 

Wir planen einen Antrag auf Habeas Cor- 
pus beim Gericht einzureichen und die Ab- 
lehnung der Kommission anzufechten ... 


- 


Der richtige Name heißt „Department of Cor- 
rections and Rehabilitation’s“ (wörtlich: Ge- 
fängnis- und [Wieder]Eingliederung-in-die- 
Gesellschaftsbehörde). 

Also ein Stammheim innerhalb eines Stamm- 
heims. Es gibt mehrere solche technologisch 
hochmoderne Hochsicherheitsgefängnisse in 
den USA, die bekanntesten sind Marion im Bun- 
desstaat Illinois und Florence, Colorad.o 

Zur schwarzen Gefangenenbewegung siehe: 
Comrade George & Attica - Die Zeit des Blues 
ist vorbei, Agipa-Press (Hrsg.)ISBN 3-926529- 
00-8 (www.atlantik-verlag.de) 
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www.hugopinell.org 


„ein geklautes 
Vierteljahrhundert! 
Mumia muss frei- 
kommen!” 


Zum 25. Jahrestag der Verhaftung von Mu- 
mia Abu-Jamal wegen des angeblichen 
Mords an einem Polizisten in Philadelphia 
ruft das International Family And Friends 
OfMumia Abu-Jamal (IFFMAJ) zu einer De- 
monstration am 9. Dezember auf unter dem 
Motto „Ein geklautes Vierteljahrhundert! - 
Mumia muss freikommen!“, um gegen sei- 
ne andauernde Inhaftierung zu protestieren 


und über das laufende Berufungsverfahren 
zu informieren. Redner sind u.a. Pam Afri- 
ca von ICFFMAJ und der Autor und Akade- 
miker Ward Churchill. 

Ein Thema auf der Demonstration wird si- 
cherlich der Versuch sein, eine Straße in Har- 
lem, New York nach Mumia Abu-Jamal zu 
benennen (Internetpetition - www.gopetiti- 
on.com/online/9723.htm]) - ähnlich wie im 
Pariser Vorort St. Denis in April dieses Jah- 
res geschehen. 

Die französische Straßenbenennung hat- 
te Furore unter den Gegnern Abu-Jamals 
verursacht. In Kollaboration mit der Poli- 
zeigewerkschaft Fraternal Order of Police, 
die seit 25 Jahren lautstark die Hinrichtung 
Abu-Jamals fordert, setzten Mitglieder des 
Philadelphia Stadtrats eine Resolution 
durch, die die Franzosen aufforderte, die 
Straßenbenennung sofort rückgängig zu 
machen. Mit 44 Ja-Stimmem gegen 4 Nein- 
Stimmen forderte auch der Pennsylvani-Se- 
nat die Franzosen dazu auf - dagegen ge- 
stimmt hatten vier afroamerikanische Sena- 
toren, alle aus Philadelphia. Vertreter Penn- 
sylvanias im US-Kongress versuchten eine 
ähnliche Resolution durchzuboxen. Am 
französischen Nationalfeiertag demon- 
strierte die FOP vor dem französischen Kon- 
sulat. 

Dass St. Denis ihrem Druck und ihren Dro- 
hungen widersteht, hat sie nur noch wüten- 
der gemacht. Nun hat eine örtliche Koaliti- 
on von Politikern und Polizei angekündigt, 
die Sache ein für alle Mal und zwar vor Ort 
zu klären und aus der Welt zu schaffen. Für 
vier Tage reisen u.a. die Stadtratvorsitzen- 
de, die Fraktionsvorsitzenden der Demokra- 
ten und Republikaner und der Polizeichef 
Philadelphias nach Paris. Chef der Delegati- 
on ist der Abgeordnete und Kandidat für die 
Bürgermeisterwahl 2007 Peter J. Wirs. 

Gleichzeitig soll Druck auf den Stadtrat 
von Paris ausgeübt werden, die im Oktober 
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An der französischen Solidaritätsbewegung mit Mumia wird sich die Delegation hof- 


fentlich die Zähne ausbeißen. 


2003 an Mumia Abu-Jamal verliehene Eh- 
renbürgerschaft rückgängig gemacht wer- 
den. 

Und um zu zeigen, dass sie es ernst mei- 
nen, gab Wirs vorab bekannt, dass das re- 
publikanische Exekutivkomitee im 59. 
Wahlkreis (Germantown !!), dem er vorsteht, 
einen französischen Rechtanwalt beauftragt 
hat, die Stadt Paris und St. Denis wegen der 
„Glorifizierung“ von Mumia Abu-Jamal zu 
verklagen. (S. www.freemumia.com/philly- 
delegation.html) 

In der schriftlichen Ankündigung der De- 
legation nach Paris mit der Bitte um eine Zu- 
sammenkunft mit dem Pariser Stadtrat 
bringt der Anwalt der Delegation einen er- 
staunlichen Sinneswandel der Philadelphia 
Gesetzgeber und vor allem bei der FOP zur 
Sprache. Zuerst wird festgestellt, dass es 
nicht darum geht, die Todesstrafe zu propa- 
gieren, und die Delegation will auch kei- 
neswegs die Hinrichtung von Mumia Abu- 
Jamal beschleunigen. Im Gegenteil. „Viele 
Mitglieder des Stadtrats sind der Überzeu- 
gung, dass, jemanden zu töten, auch wenn 
diese Person verurteilt ist, weder moralisch 
noch vertretbar ist, noch verhindert dies 
Straftaten, und sie fordern, mit der Unter- 
stützung der Polizeigewerkschaft Philadel- 
phias, eine Umwandlung seiner Todesstrafe 
in eine lebenslange Haftstrafe ohne Mög- 
lichkeit der Entlassung.“ 

Drei Wochen später erhielt die Pariser 
Stadtrat zwei weitere Briefe, einen von 
Robert R. Bryan, dem Anwalt von Mumia 
Abu-Jamal, und einen von Abu-Jamal sel- 
ber (Auf der Webseite www.mumia2000.org 
gibt es einen Link zu den Briefen). 

Der Brief der Delegation enthält „gravie- 
rende Falschangaben und Fehler“, erklärt 
Bryan. „Wenn die Politiker wahrhaftig um 
Gerechtigkeit besorgt wären, warum haben 
sie nicht versucht, mir zu helfen, ein neues 
Verfahren für Herrn Abu-Jamal, der ein 
Symbol für politische Gefangene überall auf 
der Welt ist, einschließlich jener, die von der 
Todesstrafe bedroht sind, zu erreichen? War- 
um haben sie nicht die Gerichte oder mich 
kontaktiert, wenn sie so aufrichtig gegen die 
Todesstrafe und besorgt um die Gerechtig- 
keit sind? Warum nehmen die Politiker kei- 
ne Stellungnahme zu dem Rassismus in die- 
sem Fall? Warum gibt es keine Empörung 
über die Menschenrechtsverletzungen, die 
meinem Mandanten seit 25 Jahren wider- 
fahren? ...“ 

„Wenn [mein] Verfahren so fair war, war- 
um sollten die Philadelphia Briefverfasser ei- 
nen Deal vorschlagen?“, fragt Abu-Jamal. 
„Der Deal übrigens ist eine weitere Lüge ...“ 
Sie sind „Händler des Todes“, ihr Ziel ist, 
„nicht nur mich zu töten, sondern meinen 
Namen aus der Welt zu tilgen ... Das Impe- 
rium glaubt, dass es Herrscher der Welt ist 
und Ihnen befehligen kann. Ich bitte Sie 
hochachtungsvoll, sagen Sie ihnen ‘'nein’“. 

Das französischen Mumia-Abu-Jamal- 
Unterstützungskomitee hat schon angekün- 
digt, die Delegation empfangen zu wollen, 
um ihr „nein“ zu sagen. 


6 


Mumia Abu-Jamal 


Teil der Veränderung 


Vor 40 Jahren wurde die Black 
Panther Party for Selfdefense 
gegründet 


Die Black Panther Party (BPP) hat ein bis 
heute gültiges Beispiel dafür gegeben, wie 
wichtig es für oppositionelle Bewegungen 
ist, über eigene Medien zu verfügen. Die Wo- 
chenzeitung The Black Panther war Aus- 
druck einer kollektiven Anstrengung nicht 
nur derjenigen, die innerhalb der Partei für 
die Informationsbeschaffung und -weiter- 
gabe verantwortlich waren, sondern aller 
Parteimitglieder. Die Redaktion erhielt Vor- 
schläge für Artikel aus allen Untergliede- 
rungen der Partei. In den Hochzeiten hatte 
die BPP 44 Ortsgruppen, die sich über die 
ganzen USA verteilten. Wir hatten Leute, die 
wir „information officers“ nannten, die für 
das Schreiben von Artikeln zuständig wa- 
ren. Berichte verfassten aber auch die örtli- 
chen Parteileitungen, und jeder, der an der 
Basis arbeitete und kämpfte, konnte über sei- 
ne Erfahrungen und Ereignisse vor Ort 
schreiben. Von daher hatte unsere Arbeit an 
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der Zeitung einen zutiefst demokratischen 
Charakter. Wenn wir beispielsweise ein neu- 
es „People’s Medical Center“ eröffneten, 
dann schrieb irgendwer darüber einen be- 
geisterten Bericht. Wenn Panthers verhaftet 
oder von der Polizei misshandelt wurden, 
gab es garantiert Augenzeugen, die darüber 
detailliert berichten und vielleicht sogar Po- 
laroidfotos liefern konnten. 

Das Zeitungmachen war wichtig für un- 
ser gesamtes revolutionäres Projekt, weil die 
Leute dadurch auf einer wöchentlichen und 
sogar täglichen Basis mit anderen in Ver- 
bindung traten, wenn sie die Zeitung ver- 
kauften. Wenn man Menschen organisieren 
will, dann muss man mit ihnen reden. Das 
menschliche Defizit, das sich heute mit dem 


Internet ausbreitet, hängt damit zusammen, 
dass jeder für sich allein vor dem Bildschirm 
sitzt und mit dem PC „redet“ und nicht mir 
einem lebenden, atmenden Menschen. Die- 
jenigen, die das Internet intensiv in ihrer po- 
litischen Arbeit einsetzen, werden mir wi- 
dersprechen, aber es bleibt ein Fakt, dass 
man zwar mit einer Person am anderen En- 
de kommuniziert, dass aber in dem Moment 
diese Person nicht genau zu fassen ist - mal 
abgesehen von dem Umstand, dass rein 
theoretisch immer der Staat mit seinen Lau- 
schern dazwischengeschaltet sein kann. 

Sich zu organisieren, egal ob es um ein 
größeres Projekt geht oder einen begrenzten 
Anlass, erfordert aber, mit Leuten direkt zu 
reden, ihnen zuzuhören. Durch dieses stän- 
dige Geben und Nehmen erfährt man vor al- 
lem, wie das eigene Anliegen auf andere 
wirkt und was sie damit anfangen können. 
Hören sie wirklich zu? Sind sie richtig bei 
der Sache? Diese Ebene der Kommunikati- 
on und Zusammenarbeit entfällt, wenn man 
allein vor einem PC sitzt und nicht in Mi- 
mik und Gestik seines Gegenübers erkennen 
kann, wie er oder sie reagiert. 

Auf dem Höhepunkt der Parteiarbeit der 
BPP wurden Woche für Woche in den 
schwarzen Ghettos und Stadtteilen 150- 
200000 Zeitungen verkauft - an Straßen- 
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ecken, in Läden, Kneipen, Restaurants, Bar- 
bershops, etc. Ohne Werbung, versteht sich 
- einfach mittels Handverkauf! Viele Jahre 
lang kamen so die ungefilterten Nachrich- 
ten schwarzer Revolutionäre direkt zu de- 
nen, für die sie geschrieben worden waren. 
Und weil junge Leute die Artikel schrieben 
und redigierten und schließlich das fertige 
Produkt auch selbst verkauften, prägten ih- 
re Sprache, ihr Tonfall und ihre Furchtlo- 
sigkeit auch maßgeblich die Zeitung, gemixt 
mit einem marxistischen Vokabular, das von 
den revolutionären Kämpfen und Bewegun- 
gen der Welt populär gemacht worden war. 
Auf diese Weise bezogen Hunderttausende 
ihre Informationen nicht aus der bürgerli- 
chen Presse, sondern erfuhren aus dem Black 


Panther, welche Perspektive die Partei hat- 
te. 

Dagegen fuhr der Staat seine geballte 
Macht auf, konzentriert im COINTELPRO, 
dem Counterintelligence Program, einem 
Geheimdienstprogramm des FBI. Geronimo 
Ji-Jaga Pratt von der Ortsgruppe der BPP in 
Los Angeles, der aufgrund gefälschter Be- 
weise verurteilt und fast drei Jahrzehnte ins 
Gefängnis geworfen worden war, hat un- 
längst einmal in einem Interview des briti- 
schen Journals Race &t Class gesagt, dass nie- 
mand in der Partei wirklich geglaubt hätte, 
dass der Staat im Kampf gegen die Partei so 
weit gehen würde, seine eigenen Gesetze zu 
brechen. Vor einem Untersuchungsaus- 
schuss sagte in den 1970er Jah- 
ren ein hochrangiger FBI-Be- 
amter aus: „Das ist die übliche 
Praxis, ein raues, hartes, 
schmutziges Geschäft und ein ! 
gefährliches dazu. Ob wirestun 9 
müssen, hängt von den Leuten 
ab, sie haben’sin der Hand. Uns 8 
wurden keine Grenzen gesetzt. =: 
Wir sind mit den Methoden ge- @ 
gen ausländische Spione vor- # 
gegangen ... ja, und wirsindin = 
der Heimat gegen jede Organi- | 
sation vorgegangen, die wir im 
Fadenkreuz hatten. Wir haben 
da keine Unterschiede gemacht. 
Das ist ein raues, hartes, 
schmutziges Geschäft.« (U.S. Senate Hea- 
rings, Nov-Dez. 1975, Band 6, S. 24.1) 

Das COINTELPRO war Teil des Krieges ge- 
gen jede Form der Dissidenz, egal ob gegen 
die Black Panther, gegen puertoricanische 
Unabhängigkeitskämpfer, Sozialisten oder 
Aktivisten gegen den Vietnamkrieg. Aber all 
das half trotzdem nichts, weil es in revolu- 
tionären Zeiten so natürlich ist wie zu at- 
men, Teil dieses Aufbegehrens zu sein. Jun- 
ge Menschen sind grundsätzlich zutiefst re- 
bellisch. Sie wollen immer Teil der Verän- 
derung sein. 

Oktober 2006 / Kolumne von Mumia Abu- 
Jamal 
Übersetzung: Jürgen Heiser 


Indymedia New York City zum 


Mord an einem 
Indymedia-Aktivisten 
in Oaxacu 


William Bradley Roland, US-Journalist/Ka- 
meramann, von Oaxaca-Paramilitärs er- 
mordet - Mörder identifiziert - Proteste in 
den USA geplant 


William Bradley Roland, alias Brad Will, ein 
US-Journalist und Kameraman, wurde ge- 
stern (27.10.) in Oaxaca, Mexiko, von Pa- 
ramiltärs erschossen, die der PRI, der frühe- 


ren mexikanischen Regierungspartei, nahe 
stehen. Will war in Oaxaca und berichtete 
über den andauernden Widerstand von 
Lehrern und Arbeitern gegen die PRI-kon- 
trollierte Regierung des Staats Oaxaca. 
Nach Berichten von IMC New York und von 
„La Jornada“ (Mexico) wurde dem 36- 
jährigen Will aus einer Entfernung von 30- 
40 Metern von zivilen Paramilitärs in den 
Bauch geschossen. Er starb auf dem Weg 
zum Roten Kreuz. 

„Centro de Medias Libres“ in Mexico-Ci- 
ty berichtet, dass die Videos aus Will’s Ka- 
mera seinen Mörder als den Paramilitär Pe- 
dro Carmona identifizieren; Ex-Präsident 
von Felipe Camillo Puerto de Santa Lucia 
del Camino, einer Stadt in Oaxaca. 

Nach letzten Angaben von „Centro de 
Medias Libres“ ist Will einer von fünf To- 
ten und 17 Verwundeten des gestrigen Ta- 
ges, an dem Paramilitärs und Bundespoli- 
zei die Stadt überfielen, um sie wieder ein- 
zunehmen. Die Stadt Oaxaca war in den 
letzten fünf Monaten unter Kontrolle der 
Arbeiter. Will ist der erste Nordamerikaner, 
der in der seit Monaten andauernden Aus- 
einandersetzung getötet wurde. Er war 
langjähriger Aktivist und Journalist und 
berichtete über Landbesetzungen im Nord- 
westen der USA, über direkte Aktionen und 
Aufstände in Argentinien und Ecuador, 
Landbesetzungen in Brasilien und über die 

Anti-Privatisierungskämpfen in Bolivi- 
en. Er war eine vielgeliebte Person in der 
Antiglobalisierungsbewegung in den USA 
und hinterlässt viele trauernde Freunde. 

Brad’s Freunde in den USA rufen für heu- 


te zu Aktionen auf, um zu for- 
dern, dass das US-Außenmi- 
nisterium auf die mexikani- 
sche Regierung Druck ausübt, 
den Mord an Brad aufzu- 
klären, und um das terroristi- 
sche Regime zu thematisieren, 
das dies ermöglichte. Außer- 
dem rufen sie zu Solidarität 
der US-amerikanischen mit 
mexikanischen Sozialen Be- 
wegungen auf, für die Brad in 
Oaxaca gestorben ist. 

| Bilder: Protestaktionen in 
New York (oben) und Berlin 
(links) 


Zum Revisionsverfahren in 
Gent 


Am 7.11. wurde das Revisionsurteil in Gent 
verkündet. Die Strafen wegen Unterstüt- 
zung bzw. Mitgliedschaft in einer soge- 
nannten terroristischen Vereinigung der 
DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungs- 
partei-Front) sind gegen Menschenrecht- 
saktivistInnen mit 4 -7 Jahren höher aus- 
gefallen als 
im ersten 
Verfahren. 
Neben Musa 
Asoglu, Sü- 
kriye Akar, 
Kaya Saz ist 
jetzt Bahar 
Kimyongür 
ebenfalls 
4 verhaftet 
zu worden. 
Gegen die 
ihre Isolati- 
onshaft be- 
finden sich 
Musa und 
Sükriye seit 
Ende Okto- 
ber im Hun- 
gerstreik. 


Bahar Kimyongür 


Sükriye zu dem Urteil: 

„... Den Verlauf der Urteilsverkündigung 
hast du sicher mitgekriegt. Wir haben här- 
tere Strafen bekommen bzw. meine vier 
Jahre wurden bestätigt. Das war ein Para- 
debeispiel für eine politische Justiz. Die Fa- 
milie Sabanci ist eben die reichste und 
mächtigste in der Türkei. Recht und Ge- 
rechtigkeit scheint in Belgien käuflich zu 
sein. 

Ich hatte mich schon auf die Freiheit ein- 
gestellt. Wie konnte ich nur so naiv sein? 
Ich werde meine vier Jahre, wohl oder übel 
absitzen müssen. 

Viele Grüße 
Sükriye Akar vom 10.11.06“ 


Wir werden demnächst ausführlicher dazu 
berichten. 


Botschaft der TAYAD an die TeilnehmerInnen des Internationalen Symposiums 


Über den Hochsicherheitscampus in Sincan/Ankara 


Die TAYAD-Familien, die seit mehr als 1000 
Tagen einen Solidariätshungerstreik mit 
den Gefangenen im Abdi Ipekci Park in An- 
kara durchführen, richteten eine Bot- 
schaft an die TeilnehmerInnen des Inter- 
nationalen Symposiums über und gegen 
die Isolation, das am 14.-15. Oktober 2006 
in Istanbul stattgefunden hat. 


Die Erklärung enthält wichtige Informa- 
tionen über die F-Typ-Gefängnisse, insbe- 
sondere den so genannten „Hochsicherheits- 
campus“ in Sincan/Ankara: 

(...) „Nun erzähle ich euch, warum wir Wi- 
derstand leisten, darüber, was in diesem Ge- 
fängnis 3 km weit von unserem Widerstand 
geschieht: Wie ihr wisst, wurde das erste F- 
Typ-Gefängnis in Sincan eröffnet. Danach 
wurde hier das 2. F-Typ-Gefängnis aufge- 
baut. Was uns auf dem Weg zum Besuch am 
meisten aufgefallen ist, sind die umliegen- 
den Slumviertel. Etwa drei Jahre lang exi- 
stierte an der Kreuzung in Richtung des Ge- 
fängnisses bei der Abzweigung Yenikent ein 
Schild mit der Aufschrift „Sincan F-Typ-Ge- 
fängnis Nr. 2“. 

Aber nach August diesen Jahres wurde die- 
ses Schild entfernt. Mittlerweile wurden auch 
die zuvor von mir erwähnten Bauarbeiten 
abgeschlossen. Auf dem an dessen Stelle an- 
gebrachten Schild steht nun „Hochsicher- 
heits-Strafvollzugscampus“. Noch dazu ist es 
das 9. Campusgefängnis weltweit und das 
einzige in unserem Land. Offen gesagt, mein 
erster Eindruck davon war eine ganze Ge- 
fängnisstadt, also das Bild eines Gefange- 
nenlagers. Dieses Gefangenenlager, diese 
Stadt der Verbote beinhaltet: ein Frauenge- 
fängnis, Kinder- und Jugendgefängnisse, 
Gefängnisse vom Typ L Nr. 1 Nr. 2 für so- 
ziale Gefangene, ein offenes und halb offe- 
nes Gefängnis, einen sanitären Block und ein 
Justizgebäude, Personalwohnungen und seit 
ihrer Eröffnung die F-Typ-Gefängnisse Nr. 1 
und Nr. 2. 

Darüber hinaus zeigen neue Gesetze und 
Verbote das Ziel des Baus dieses Gefängnis- 
ses. Einer der jüngsten Angriffe auf die Ge- 
fangenen nennt sich „Vollzugs-Annullie- 
rung!“ (...) Mit den willkürlichen, haltlosen 
Disziplinarstrafen, die sich auf das Straf- 
vollzugsgesetz stützen, gegen welches unser 
Gefallener Faruk Kadioglu mit einer Aufop- 
ferungsaktion protestierte, wird die Freilas- 
sung von Gefangenen, deren Strafe bereits 
abgesessen wurde, verhindert. Mit diesen 
Strafen, die sogar das Singen als Straftat 
zählen, werden ständig kleine Strafen im 
Ausmaß von etwa 3-5 Monaten angehängt. 

Da es außerdem auf diesem „Campus“ ei- 
ne sanitäre Anlage und Justizgebäude gibt, 
kommt man von diesem Bereich nicht weg. 

Somit ist man gezwungen, bis zum Tod in 
diesem Gefangenenlager unter Folter zu le- 
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Tayad-Protest gegen den Hochsicherheits- 
campus in Sincan 


ben. 

Um zu erklären, welche Auswirkungen 
dieser Campus auch auf unser Leben hat, 
möchte ich euch einen beliebigen Besuchs- 
tag schildern: 

Ein Sohn ist im F-1-(F-Typ Gefängnis Nr. 
1) gefangen. Wenn ich nun zum Besuch ge- 
he, dann muss ich über die Gefängnisver- 
waltung, die gegenüber vom F-1 liegt, auf 
den Campus gegen. Aber von hier müssen 
wir ca. 3 km lang durch das innere Verwal- 
tungsgebäude gehen. Hier wird man mit per- 
sönlichen Fragen, wie über Arbeit und Aus- 
bildung, durchlöchert, also einem willkürli- 
chen Verhör unterzogen. Wer mit dem Auto 
kommt, wird jedes Mal nach der Nummern- 
tafel gefragt. Danach wartet man in einer Ka- 
bine auf den Servicewagen. Die Türen die- 
ser Kabinen sind geschlossen und gleichen 
einer Zelle. Bis der Servicewagen kommt, 
müssen alle, je nachdem in welches Gefäng- 
nis sie wollen, in diesen zellenartigen Kabi- 
nen warten. 

Es gibt nur einen Servicewagen, und der 
kann 22 Personen transportieren. Dabei war- 
ten jedes Mal mindestens 40 Personen. Es 
wird sich nicht an die Zeit gehalten, die Be- 
suchszeiten, die hier geraubt werden, wer- 
den niemals berücksichtigt. Nein, wenn ihr 
sagt ‚Ich bin spät dran, ich werde zu Fuß ge- 
hen‘, dann könnte dies tödlich sein. Ich 
möchte, dass ihr das ernst nehmt. Denn das 
Gehen auf dem Campus ist wirklich verbo- 
ten, und alle Soldaten auf den Wachtürmen 
wurden angewiesen, auf jene zu schießen, 
die dort gehen. Endlich kommt der Service- 
wagen, und wir drängen uns mit unseren Sa- 
chen hinein. Alle steigen vor ihrem Zielort 
aus. Wer (mit dem Besuch) fertig ist, muss 
vor der Türe warten. Meine Situation unter- 
scheidet sich nicht von einer Komödie. Ich 
muss zum ersten Eingang zurück, um den 
Besuch zu machen. Es macht keinen Sinn, 
ist aber Teil des Versuchs, dich unterzukrie- 
gen. Um Mitbringsel (für die Gefangenen) 
abgeben zu können oder in ein anderes Ge- 
fängnis auf dem Campus zu gehen, fängt die 
ganze Tortur von vorne an. Was diese Prak- 
tiken anbelangt, wird nicht die geringste Be- 
schwerde ernst genommen. Es heißt noch da- 


zu: „Wenn euch die Regeln nicht passen, 
dann kommt nicht hierher“. Jede Diskussion 
ist verboten! 

Das ist, was uns widerfährt, und es be- 
gründet unseren Widerstand. Aber einige 
Beispiele darüber, was die Gefangenen erle- 
ben, wird dies erneut unter Beweis stellen. 

Das Frauengefängnis besteht aus lauter 
Einzelzellen. Unserer Tochter, die sich hier 
geweigert hat, ihre Schuhe durchsuchen zu 
lassen, wurde der Anwaltsbesuch gestrichen. 
Auch als die weiblichen Gefangenen aus dem 
Ulucanlar-Gefängnis hierher gebracht wur- 
den, wurden sie einer unmoralischen Lei- 
besvisitation unterzogen, bei der sie Verlet- 
zungen davontrugen. Am zweiten Tag nach 
der Verlegung hat ein sozialer Gefangener 
versucht, sich das Leben zu nehmen. Aufdem 
gleichen Gefängniscampus wurden zwei Ge- 
fangene von Wärtern angegriffen. Dabei tru- 
gen die Gefangenen offene Verletzungen da- 
von. Als sie zum Arzt gingen erklärte er ih- 
nen, dass hier ein Gefängnis sei und dies nur 
natürlich sei, wenn sie die Regeln nicht ein- 
halten, und er legte ihnen nahe, sich artig zu 
verhalten. Noch dazu schrieb er keinen Be- 
richt. 

Auch zwei Gefangene in einer anderen 
Zelle legten aufgrund des ihnen widerfahre- 
nen Angriffs Beschwerde ein. Sie wurden je- 
doch erst nach einem Monat wegen dieser 
Beschwerden zur Aussage gerufen. 

Der Staatsanwalt fragte die Gefangenen 
„Habt ihr Verletzungen“, worauf diese ant- 
worteten: „Die Wunden sind verheilt, auch 
die blauen Flecken sind weg, denn es ist seit- 
her bereits mehr als ein Monat vergangen“. 
Der Staatsanwalt sagte: „Dann können wir 
nicht beweisen, dass ihr angegriffen worden 
seid, und wir können kein Ermittlungsver- 
fahren einleiten“. Als die Gefangenen ant- 
worteten: „Wir sind zu zweit in einer Zelle. 
Nehmen wir an, es sind Wärter hereinge- 
kommen, sie haben einen von uns umge- 
bracht und die Schuld auf den anderen ge- 
schoben. Wie soll dann bitte derjenige, der 
beschuldigt wurde, seine Unschuld bewei- 
sen“, zog es der Staatsanwalt vor, zu schwei- 
gen... 

Zusätzlich ist hier, wie überall in der Iso- 
lation, der ständige Entzug von grundlegen- 
den, menschlichen Rechten wie Verteidi- 
gung, Kommunikation und Gesundheit an 
der Tagesordnung. Den Gefangenen wird ei- 
nes von zwei Büchern nicht ausgehändigt. 
Den Gefangenen aus DHKP-C-Prozessen 
werden, anders als allen anderen politischen 
Gefangenen, Notizbücher verweigert. 

Ein Wandschmuck, auf dem „TAYAD“ ge- 
schrieben wurde und den ein Gefangener ei- 
nem anderen Gefangenen schenken wollte, 
wurde mit der Begründung, es sei „Gut- 
heißung einer illegalen Organisation“, nicht 
ausgehändigt. Die Zeitschrift Yürüyüs wird 


ab der 65. Ausgabe nicht ausgehändigt. 

Diese Tatsachen, die wir nur schwer über 
unsere Lippen bringen, bei denen wir uns 
fragen: „Wie kann das ein Mensch einem an- 
deren antun“, machen verständlich, warum 
unsere Kinder seit 6 Jahren und wir, Dank 
der Kraft, die sie uns geben, seit 3 Jahren Wi- 
derstand leisten. 

Deshalb endet der Widerstand weder 
draußen noch drinnen. Im Gegenteil, er 
wächst. Die Isolation dauert an. Unsere Kin- 
der leisten Widerstand gegen diese Unter- 
drückung, indem sie sagen: „Bis zum Ende, 
bis zur Endlosigkeit, bis zu unserem Letzten“. 
Auch wir leisten hierfür Widerstand. Wir 
möchten von hier erneut, allen voran Sevgi, 
Gülcan und Behic, alle unsere Widerstand 
leistenden Kinder und jene, die gegen die Iso- 
lation kämpfen von Herzen grüßen. 


Sevgi Saymaz, Gülcan Görüroglu, Behic 
Asci sind unsere Würde! 

Es lebe der würdevolle Widerstand unse- 
rer Kinder! Schluss mit der Isolation! 
TAYAD-Familien im Abdi Ipekci Park“ 
Von der Redaktion gekürzt 


We Need Your Voice 


Bedeutende JuristInnen, Menschenrechts- 
organisationen und -aktivistInnen in den 
USA und Irland appellieren an den Justiz- 
minister in der Türkei, die Isolation in den 
F-Typ Gefängnissen zu beenden, und un- 
terstützen den Aufrufder AnwältInnen und 
Intellektuellen in der Türkei, um das Leben 
von Rechtsanwalt Behic Asci, der zweifa- 
chen Mutter Gülcan Görüroglu (Bild) und 
der politischen Gefangenen Sevgi Saymaz 
zu retten. 

Hier eine Liste der bisherigen Unterstüt- 
zerInnen in den USA und in Irland, die den 
Justizminister Cemil Cicek zur Aufhebung 
der Isolation aufgerufen haben: 


Bitte schickt die Unterschriften an folgen- 


de Adresse: 

Turkish Minister of Justice, Mr. Cemil Ci- 
cek, Tel: 0090 312 419 4669, Fax: 0090 
312 417 3954, E-mail: cemil.cicek@ada- 
let.gov.tr 


General directory of the prisons and peni- 
tentiary institutions, E-mail: 
cte@adalet.gov.tr 


General director of the prisons, Mr. Suat 
Ali Ertosun. Fax: 0090 312 414 6301 
E-mail: ertosun@adalet.gov.tr 


(Es folgen zahlreiche Unterschriften aus vie- 
len Ländern) 


Der türkische Justizminister 
über das Todesfasten 


Auf eine Frage eines CNN-Turk Jour- 
nalisten über das Todesfasten und Behic 
Asci gab der türkische Justizminister Ce- 
mil Cicek folgende Antwort: 

„Diese Person ist doch gar nicht im Ge- 
fängnis. Verliert nicht eure Zeit mit sol- 
chen ideologischen Sachen. Zum zweiten 
sollte jeder sich auf legale Weise für sei- 
ne Rechte einsetzen. Wir wünschen uns, 
dass niemand Todesfasten führt und hier- 
bei sein Leben verliert. Es sind traurige 
Sache, ich selber bin auch traurig darü- 
ber. Unsere Gefängnisse entsprechen den 
EU-Normen. Aus Europa sind bis zum 
heutigen Tag mindesten 50 Delegationen 
gekommen, es ist kein Problem zur Rede 
gebracht worden. Im Gegenteil, wir wer- 
den für unsere modernen Haftanstalten 
gelobt. Wir haben Trillionen investiert. 
Mein Vorschlag ist, jeder sollte mit lega- 
len Mitteln sich für seine Rechte einset- 
zen“ 

Zur Information: Ein Tag zuvor wur- 
den in Istanbul mehrere Rechtanwälte 
durch die Polizei verprügelt, weil sie ei- 
ne Strafanzeige gegen Cicek stellten und 
eine Presseerklärung zu Behic Asci ver- 
lesen wollten. 


Stoppen wir den 
Staatsterror in der 
Türkeil Freiheit für 
die 10.-September- 
Gefangenen! 


Während die Türkei behauptet, sie würde de- 
mokratisch werden, wendet sie gleichzeitig 
im ganzen Land einen offenen Staatsterror 
an. Die demokratischen Einrichtungen wer- 
den angegriffen, ihre Mitarbeiter verhaftet, 


die Demonstrationen und Kundgebungen 
werden angegriffen und in ein Blutbad ver- 
wandelt, sogar Kinder werden auf offener 
Straße erschossen. Die Zahl der Menschen, 
die sich an den Menschenrechtsverein IHD 
wenden, weil sie gefoltert wurden, steigt wei- 
terhin. Die Situation gleicht der Zeit der fa- 
schistischen Militärjunta und des Ausnah- 
mezustandes. 

Nach der Einführung des neuen Antiter- 
rorgesetzes im Juni 2006, das von der de- 
mokratischen Öffentlichkeit als Antigesell- 
schaftsgesetz bezeichnet wird und das trotz 
Appellen und Protesten von demokratischen 
Massenorganisationen, Menschenrechtlern, 
Intellektuellen, Gewerkschaftern, Arbeiter 
und Werktätigen eingeführt wurde, haben die 
Angriffe auf demokratische Rechte und Ein- 
richtungen um den 10. September stark zu- 
genommen. 

Vom 8. bis 12. September wurden in ver- 
schiedenen Städten der Türkei viele Woh- 
nungen gestürmt, von den aus den Woh- 
nungen und auf der Straße Festgenommenen 
wurden 23 Journalisten, Schriftsteller und als 
Sozialisten bekannten Oppositionelle inhaf- 
tiert. 

Am 21. September wurden das zentrale 
Büro der Zeitung Atilim (www.atilim.org) in 
Istanbul und sämtliche Filialen auch in an- 
deren Städten der Türkei sowie die Günes 
Agentur von Spezialeinheiten durchsucht. 
Außerdem wurden die Büros der Arbeiter- 
zeitschrift Dayanisma, der Radiosender Öz- 
gür Radyo (www.ozgurradyo.com), die Wis- 
senschafts-, Ästhetik-, Bildungs-, Kultur- 
und Forschungsstiftung (BEKSAV) 
(www.beksav.org), die Büros der Zeitschrift 
Sanat ve Hayat (Kunst und Leben), der So- 
zialistischen Plattform der Unterdrückten 
(ESP) in Istanbul-Taksim und die Büros in al- 
len anderen Städten, mehrere Vereine in den 
Wohnvierteln der Werktätigen, sämtliche Fi- 
lialen des Vereins Werktätiger Frauen (EKD), 
die Hauptstelle und alle Zweigstellen der Ge- 
werkschaft Tekstil-Sen, die Gewerkschaft 
Limter-Is, Mitglied der Konföderation Revo- 
lutionärer Arbeitergewerkschaften (DISK), 
die Räume der Föderation der Sozialistischen 
Jugendvereine und die Mitgliedsvereine in 
allen Städten sowie zahlreiche Wohnungen 
durchsucht. 

Infolge der Razzien wurden etwa 130 Jour- 
nalisten, Radiomitarbeiter, Frauenaktivistin- 
nen und Jugendaktivisten festgenommen. 
Von diesen Festgenommenen wurden 45 Per- 
sonen inhaftiert. Somit stieg die Gesamtzahl 
der im Rahmen dieses Angriffs inhaftierten 
Personen auf 68. Die Anzahl der in der Tür- 
kei und Nordkurdistan inhaftierten Journali- 
sten erhöhte sich auf 25. Da die Akte, die als 
Vorwand für den Angriff angegeben wird, 
vom Gericht mit einem sechsmonatigen Ge- 
heimhaltungsbeschluss belegt wurde, wissen 
weder die Inhaftierten noch die durchsuch- 
ten Einrichtungen, die Rechtsanwälte oder 
die Öffentlichkeit, was darin steht. 

Mit diesem Angriff wird versucht, die so- 
zialistische und oppositionelle Presse zum 
Schweigen zu bringen, die Stimme der für ih- 
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re Rechte kämpfenden Gewerkschafter, der 
Arbeiter, Werktätigen, Jugendlichen und 
Frauen zum Verstummen zu bringen. Der tür- 
kische Staat hat mit dem neuen Antiterror- 
gesetz der ganzen Bevölkerung den Krieg er- 
klärt und sich in den Einrichtungen, Woh- 
nungen und auf den Straßen auf Menschen- 
jagd begeben. Er tritt die Pressefreiheit, die 
Aktionsfreiheit und die Freiheit der Organi- 
sation mit Füßen und sperrt die Journalisten 
und Schriftsteller ins Gefängnis. Er antwor- 
tet mit Gewalt auf den Aufruf der kurdischen 
Nation für Freiheit und Frieden. 

Um die Solidarität mit den angegriffenen 
demokratischen Organisationen und inhaf- 
tierten Personen aus der Türkei und Nord- 
kurdistan zu stärken, rufen wir alle demo- 
kratischen Organisationen und Einzelperso- 
nen aus aller Welt dazu auf, sich mit ihnen 
zu solidarisieren und die Kampagne „Wir 
wollen Freiheit“ zu unterstützen. Wir rufen 
Sie dazu auf, gegen die antidemokratischen 
Maßnahmen des türkischen Staates zu pro- 
testieren, die sofortige Freilassung der Inhaf- 
tierten zu fordern und sich an den Delega- 
tionen zu beteiligen, die als Prozessbeobach- 
ter in die Türkei fahren werden. 

Kampagne „Wir wollen Freiheit“ 
http://[www.wewantfreedom.org/ 
info@wewantfreedom.org 


Pressekonferenz gegen Auslieferung 


Freiheit für Erdogan 


Am 31.10.06 fand eine Pressenkonferenz 
im Rahmen der Kampagne „Freiheit für Er- 
dogan E. statt - keine Ausschaffungen und 
Auslieferungen in die Türkei” im Musikbi- 
stro Troubadour im Bern statt. 


Anwesend waren neben einer Vertreterin 
des Bündnisses gegen Ausschaffungen und 
Auslieferungen in die Türkei der Rechtsan- 
walt von Erdogan E. Marcel Bosonnet, die 
Nationalräte Geri Müller und Remo Gysin 
sowie Rechtsanwalt Daniele Jenni. 

Zunächst verurteilt das Bündnis die vor- 
läufige Auslieferungsempfehlung des Bun- 
desamtes für Justiz und betonte, dass Er- 
dogan in der Schweiz Asyl erhalten 

sollte. Der Adressat des Widerstandes sind 
die schweizerischen Behörden, die offen- 
sichtlich gewillt sind, mit einem Folterstaat 
zu kooperieren. Die Kampagne löste eine 
Bewegung mit diversen Widerstandsaktio- 
nen aus: Demonstrationen, Transparentak- 
tionen, Solidaritätsfeste etc. Erdogan betei- 
ligte sich in Form von zwei Hungerstreiks 
unter dem Motto „Drinnen und Draussen 
ein Kampf“ an der Kampagne. 

Rechtsanwalt Marcel Bosonnet betonte, 
dass Erdogans vorläufige Aufnahme von 
der Asylkommission seit 1999 jährlich ver- 
längert wurde mit der Begründung, im Fal- 
le einer Auslieferung drohten Erdogan 
ernsthafte Nachteile. Das Bundesamt für 
Justiz habe eigentlich keine Kompetenz, zu 
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einer gegenteiligen Ent- 
scheidung zu kommen. 
Das Garantieschreiben, 
welches die Schweiz von 
der Türkei verlangte und 
das in einer ersten Versi- 
on zurückgewiesen wur- # 
de, bietet keinen ausrei- 
chenden Schutz vor Fol- 
ter. Bereits in der türki- 
schen Anklageschrift 
werden nämlich Aussa- # 
gen verwendet, die unter 
Folter zustande gekom- 
men sind. Die Situation 


Fi Bd 


wird zusätzlich verschärft Am 4.11 fand der internationale Aktionstag für die Freilas- 
durch die neue Antiterror- sung von Erdogan E. und Dursum Güner statt. Aktionen gab 
gesetzgebung der Türkei, es in schweizerischen Städten wie in Basel, Bern, Biel, Genf, 
welche am 12. Juni von Luzerne, Schaffhausen und Zürich gab es auch welche in Thes- 


Amnesty 


International saloniki (Griechenland), Dublin ( Irland, Bild), 


Wellington 


kritisiert wurde. Die im (Neuseeland) und Magdeburg. 


Zuge der Annäherung an 

die EU zustanden gekommene Reformen 
werden damit rückgängig gemacht. Unter 
anderem werden auch die Anwaltsrechte 
massiv beschnitten. 

Nationalrat Gysin erkennt hinter dem 
Vorgehen der Behörden ein Muster: Die 

Türkei erhebt unhaltbare Mordanklagen 
gegen Oppositionelle, gestützt auf unter 
Folter erpresste Aussagen und lässt sie via 
Interpol ausschreiben. Die Schweiz bietet 
ihre Hand, lässt diese Personen inhaftieren 
und bietet keinen Schutz. Im Gegenteil 
treibt sie Auslieferungen voran. National- 
rat Gysin erkennt im Verhalten des BJ eine 
rassistische Grundhaltung, die sich auch 
anlässlich des Besuches von Bundesrat Blo- 
cher in der Türkei manifestierte. Zusam- 
mengefasst: „Der Fisch beginnt am Kopf zu 
stinken“. Die Bürger- und Menschenrechte 
werden vom BJ missachtet. Die Interpella- 
tion Gysin wurde von 21 Nationalräten der 
SP-Fraktion unterzeichnet. 

Nationalrat Geri Müller stellt die Verga- 
be von Asyl in einen größeren politischen 
Zusammenhang. Flüchtlingen aus Ungarn 
wurde geholfen, Menschenrechtsverlet- 
zungen in Nordkorea als glaubhaft erach- 
tet. Nicht so in der Türkei, deren Regie- 
rungsform die Schweiz offensichtlich nahe 
fühlt. Die Schweiz positioniert sich so in- 
nerhalb eines eurozentristischen Weltbil- 
des, das auch in der geostrategisch wichti- 
gen Region der Türkei an der Ressourcen- 
sicherung interessiert ist. Bundesrat Schmid 
tritt dazu den Beweis an, wenn er die paki- 
stanische Führung lobt, kurz nachdem ei- 
ne Schule mit 80 Toten bombardiert wur- 
de. Die Interpellation Müller wurde von 70 
Nationalräten v.a. auch aus dem bürgerli- 
chen Lager unterzeichnet. Nationalrat Mül- 
ler verwies abschließend darauf, dass Er- 
dogan Elmas freigelassen werden muss und 
die Fragen der Interpellation zu beantwor- 
ten sind. Der Rechtsanwalt und Mitglied des 
Komitees verweist darauf, dass Oppositio- 
nelle mit Auslieferung und Haft zermürbt 
werden sollen. Er erwähnt das starke Inter- 
esse an einem guten Verhältnis mit der Tür- 


kei. Die Exportrisikogarantie für den Ilisu- 
Staudamm ist hängig und Bundesrat Blo- 
cher steht jenen Kreisen bekanntlich nicht 
fern. Das BJ zeichnet sich außerdem da- 
durch aus, dass Erdogan in seiner 9-mona- 
tigen Haftzeit schon zum 5. Mal verlegt 
wurde, gerade dann, wenn vorgängig Soli- 
daritätsdemonstrationen angekündigt wa- 
ren. 

Im Anschluss an die PK wurde die Peti- 
tion für Erdogans Freilassung der Bundes- 
kanzlei übergeben. Sie umfasst 3620 Un- 
terschriften, welche jedoch nurin einer not- 
ariell beglaubigten Form abgegeben wur- 
den. Dies aus Misstrauen gegenüber dem 
ehemaligen Fichenstaat, dessen Dienst für 
Analyse und Prävention wieder inflationär 
Daten sammelt. 

Bündnis gegen Ausschaffungen und 
Auslieferungen in die Türkei 
www.free-erdogan.ch.vu 
www.auslieferungen-stopp.ch 
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D: Parole „Freiheit für Erdogan - Kei- 
ne Ausschaffungen an den faschisti- 
schen türkischen Folterstaat Türkei!“ steht 
seit heute Nacht auf deutsch, französisch, 
italienisch, spanisch und türkisch auf Soli- 
daritäts-Transparenten an der türkischen Is 
Bank an der Löwenstraße in Zürich. Diese 
Parole wurde auf der zweiten Arbeitskon- 
ferenz der Roten Hilfe International zur Un- 
terstützung der Kampagnen zurFreilassung 
von Erdogan E. beschlossen. Der Genosse 


ist akut von der Auslieferung an den türki- 
schen Staat bedroht, welcher politische Ge- 
fangene systematisch foltert - neuerdings 
auch in F-Typ Isolations-Gefängnissen 
nach EU-Standard. 

Erdogan E. hat, bevor er vor dem türki- 
schen Staat in die Schweiz flüchten mus- 
ste, für eine revolutionäre Veränderung der 
Gesellschaft gekämpft. Auch jetzt, wo er 
immer wieder in anderen Schweizer Knä- 
sten sitzt, beteiligt er sich aktiv an den ak- 
tuellen Kämpfen. Seine ungebrochene Mi- 
litanz zeigte sich kürzlich in einem zwei- 
wöchigen Hungerstreik, den er zusammen 
mit Marco Camenisch führte und der von 
verschiedenen Unterstützungsaktionen be- 
gleitet wurde. 

Es ist das gemeinsame Interesse aller im- 
perialistischen Mächte, Kämpfe mit revolu- 
tionärem Charakter im Keim zu ersticken. 
Die Zusammenarbeit der Imperialisten im 
Bereich der Repression verläuft immer rei- 
bungsloser; Auslieferungen, Austausch 
von Daten und Rechtshilfegesuche sind im- 
mer mehr an der Tagesordnung. 

Diese Aktion ist Ausdruck unseres Kamp- 
fes gegen den Kapitalismus und Imperia- 
lismus und unserer Solidarität mit allen po- 
litischen Gefangenen weltweit. 
Freiheit für Erdogan! 

Keine Kollaboration mit dem türkischen 
Folterstaat! 

Es lebe der proletarische Internationalis- 
mus! 

Für den Kommunismus! 


Bericht von der 
Kopenhagener Inter- 
nationalen Konferenz 
gegen Antiterroris- 
musgesetze 


Cesar Taguba ist ein sehr fröhlicher Mann. 
Vor Beginn seiner Rede machte er eine Art 
politische Gymnastik. „Wir sind in Ketten, 
wir befreien uns, wir organisieren uns, wir 
kämpfen, wir greifen an“. Dazu machte er 
die entsprechenden [Bewegungen]. Das 
kam gut an bei den ca. 100 Teilnehmerln- 
nen der Internationalen Konferenz gegen 
Antiterrorismusgesetze, für politische 
Rechte und internationale Solidarität in ei- 
nem Arbeitervorort der dänischen Haupt- 
stadt Kopenhagen. 

Der Ort war kein Zufall. Seit Anfang 2004 
wird die antiimperialistische dänische 
Gruppe Opror mit den Antiterrorismusge- 
setzen kriminalisiert. Im Oktober 2004 pu- 
blizierte Rebellion eine Erklärung der palä- 
stinensischen PFLP und der kolumbiani- 
schen FARC. Beide Organisationen stehen 
auf den so genannten Anti-Terrorlisten der 


Europäischen Union. Deswegen geriet 
Opror ins Visier der dänischen Justiz- 
behörden. Im April 2005 richtete die Orga- 
nisation einen Internationalen Aufruf an 
mehrere hundert europäische linke Bewe- 
gungen und Organisationen. Dort wurde 
die Idee eines Internationalen Kongresses 
erstmals publiziert. 

Der Internationale Appell war für die dä- 
nische Polizei und Justiz nun wiederum 
Grund für neue Repression. Im Februar 
2006 sorgte die Polizei dafür, dass der Auf- 
ruf von der Homepage der Rot-Grünen Al- 
lianz, einer linksökologischen Parlaments- 
partei, heruntergenommen werden musste. 
Auch die kleine linke Tageszeitung Arbej- 
deren bekam Besuch von der Polizei, nach- 
dem sie den Aufruf dokumentiert hatte. 
Auch eine sozialistische Jugendgruppe be- 
kam wegen dieses Aufrufs Polizeibesuch. 

Im Oktober 2006 wurde nun das Verfah- 
ren gegen Opror eröffnet. Die Gruppe will 
diese Repression nutzen, um politisch ge- 
gen die Anti-Terrorlisten vorzugehen und 
internationale Solidarität zu organisieren. 
Die Konferenz war ein erster, aber wichti- 
ger Schritt dazu. 

GenossInnen aus dem Baskenland, der 
Türkei, der britischen Kampagne gegen Kri- 
minalisierung waren ebenso vertreten wie 
Juristen. Der belgische Rechtsanwalt Jan 
Fermon berichtete über den Prozess gegen 
türkische Menschenrechtler, der mit hohen 
Haftstrafen endete. Die Angeklagten wer- 
den beschuldigt, allein durch ihre ganz le- 
gale Arbeit in Brüssel wie das Übersetzen 
von politischen Erklärungen, das Versen- 
den oder das Ins-Netz-Stellen dieser Texte 
eine Organisation unterstützt zu haben, die 
auf den Terrorlisten der EU und der USA 
steht. Fermon berichtete auch, wie ein bel- 
gischer Staatsbürger entrechtet wurde, weil 
er in einer Antirepressionsorganisation 
war, die beschuldigt wird, Kontakte zu Al 
Quaida zu haben. Nur war der Beschuldig- 
te zu dieser Zeit längst nicht mehr Mitglied 
dieser Organisation. Das hat mittlerweile 
auch die belgische Justiz zugegeben. Trotz- 
dem wird der Bann gegen den Mann nicht 
aufgehoben. Entscheidungen auf der Ebe- 
ne der UN-Gremien können auch nicht 
durch das Urteil eines nationalen Gerichts 
kassiert werden. Für den Betroffenen heißt 
das, weiterhin kein Konto eröffnen zu kön- 
nen und auf Schritt und Tritt verfolgt zu 
werden. 

Weitere Arbeitsgruppen beschäftigen 
sich mit der Repression in Lateinamerika 
sowie dem Nahen und Mittleren Osten. In 
diesen Regionen gibt es eine flächen- 
deckende Repression schon lange vor den 
Anschlägen vom 11. September. Auch die 
europäischen Staaten hatten die Verschär- 
fungen schon in der Schubladen. Die Kon- 
ferenz soll nach den Willen der Veranstal- 
ter der Beginn einer verstärkten Beschäfti- 
gung mit den Anti-Terrorlisten sein. Erste 
Gegenstrategien zirkulierten schon unter 
Genossen. 

Peter Nowak 


Baske zu 12 Jahren 
verurteilt 


Aufgrund „verdeckter Terrordrohungen“ 
wurde Inaki de Juana zu 12 Jahren und sie- 
ben Monaten verurteilt. Er befindet sich wei- 
ter im Hungerstreik. Das Urteil enthält zudem 
die Warnung, dass vermeintlich ETA unter- 
stützende Artikel in der Presse fortan als Kol- 
laboration strafrechtlich verfolgbar sind. 

Inzwischen wurde Inaki de Juana wegen 
seiner beiden Artikel, die am 1. und am 30. 
Dezember 2004 veröffentlich worden waren ), 
zu 12 Jahren und sieben Monaten Haft ver- 
urteilt. 


Parteiführer der PSE wie Patxi Löpez und 
Miguel Buen versicherten, dass bislang noch 
nie ein Urteil nach einem vergleichsbaren An- 
klagekonzept verhängt wurde, während Jose 
Luis Rodriguez Zapatero bemüht war, die 
Schwere des Urteils herunterzuspielen. Für As- 
katasuna hingegen ist der Zeitpunkt erreicht, 
an dem „Euskal Herria (das Baskenland) mit 
einer gemeinsamen Stimme es reicht! sagt“. 

Besonders die Richter Ricardo Rodriguez, 
Fermin Javier Echarri und Flor Maria Luisa 
Sanchez bestanden auf den 12 Jahren und sie- 
ben Monaten Haft wegen „des Delikts terro- 
ristischer Drohungen“, die sie mit der straf- 
verschärfenden Begründung der „Rückfällig- 
keit“ untermauerten. Der Grund für ihre Un- 
nachgiebigkeit wird in der Kritik gesehen, die 
De Juana an dem Richter Javier Gömez Ber- 
muüdez und mehreren Gefängnisdirektoren 
geübt hat. 

In der richterlichen Begründung ist von 
„verdeckten Drohungen“ durch „Andeutun- 
gen oder Markierungen von konkreten Perso- 
nen“ die Rede, denn „es handle sich nicht um 
exakte Beschreibungen des Schlechten, auf 
das sie Bezug nehmen‘. 

Aufgrund dieser fehlenden Konkretisierung 
behalf sich das Gericht mit der Argumentati- 
on, dass Ihaki de Juana „nicht irgendjemand 
sei“, sonder jemand, der „bereits wegen zahl- 
reicher Aktionen verurteilt worden war und in 
keinem Moment Reue oder die Bereitschaft zu 
Resozialisierung gezeigt habe‘. In weiteren 
Abätzen des Gerichtsdokuments heißt es, der 
baskische Gefangene „sei nicht ein simpler 
Publizist der Zeitung GARA“. 

Dabei wiesen die Richter die Anklage der 
Verteidigung zurück, die argumentierte, dies 
bedeute, dass das Strafgesetz auf eine Person 
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angewandt wird, weil sie ist, wer sie ist, und 
nicht wegen ihrer Taten. 

Das Gerichtsdokument berücksichtigte zu- 
dem, dass in dem Artikel de Juanas „Gallizo“ 
die Bezugnahme auf fünf Gefängnisdirekto- 
ren „in höchstem Maße beleidigend und be- 
drohlich sowie zudem verleumderisch sei“; 
gleichzeitig wurden dem Hinweise angefügt, 
dass „es nicht besonders erwähnenswert sei“, 
dass die Veröffentlichung der Identität der Ge- 
fängnisdirektoren „keine eindeutige Aussage 
darstelle, dass jemand aus dem Umfeld derETA 
tatsächlich Aktionen gegen die Genannten 
unternimmt“, und weiter, wenn es das Ziel de 
Juanas gewesen sein, gegen die Medienkam- 
pagne gegen seine Person zu protestieren, „sei 
es dazu nicht notwendig gewesen, sich unter 
Nennung von Namen und Nachnamen auf 
konkrete Personen zu beziehen“, obwohl „die- 
se im Boletin Oficial des Staates veröffentlicht 
worden waren“. 

Das Urteil beinhaltet außerdem eine War- 
nung an andere Personen, die sich dazu ent- 
schließen, Artikel in der Presse zu verfassen: 
„Wer auf bewusste Weise, auch wenn er/sie 
nicht der Terrororganisation angehört, zur Er- 
langung deren Ziele beiträgt, und zwar nicht 
gelegentlich oder sporadisch, sondern konti- 
nuierlich durch verschiedene in Zeitungen des 
Umfelds der Unabhängigen Linken / Izquier- 
da Abertzale veröffentlicht, journalistischen 
Artikeln, die Elemente der Unterstützung ir- 
gendeiner Art von Aktivitäten beitragen, be- 
geht eine strafbare Handlung, die dem zuzu- 
ordnen ist, was als Akt der Kollaboration mit 
der Terrororganisation verstanden wird.“ 


Hungerstreik 


Indessen befindet sich Ihaki de Juana be- 
reits wieder in den ersten Tage seines zwei- 
ten Hungerstreiks, aktuell im Gefängnis 
von Aranjuez. Laut einer Information der 
Gefängnisinstitutionen - die aber nicht of- 
fiziell von deren Vermittlern bestätigt wor- 
den ist - hat De Juana darum ersucht, in 
Isolation zu kommen, und ärztliche Besu- 
che und Versorgung abgelehnt, um gegen 
die Medienkampagne über die Beendigung 
seines ersten Hungerstreiks Front zu ma- 
chen, bei dem ihm von Vollzugsbeamten 
gewaltsam „Milch, Schinken, Brot und 
Zucker“ in den Mund gestopft worden war. 
Während der 63 Tage des ersten Hunger- 
streiks, hat De Juana 24 Kilo abgenommen 
und wurde, ans Bett gefesselt, intravenös 
zwangsernährt. 
tierr@ - Quelle: http://barcelona.indyme- 
dia.org/newswire/display/281234/index.p 
hp 


Baskische Jugendli- 
che sollen doch Ter- 
roristen sein 


Heute (16. 11.) wird vor dem spanischen Ober- 
sten Gerichtshof der Prozess gegen die baski- 
schen Jugendorganisationen (Jarrai, Haika, 
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Segi) neu aufgerollt. Dem Ministerium für 
Staatsanwaltschaft in Madrid passte es nicht, 
dass es damals kein Urteil gab, was die Ju- 
gendorganisationen als Teil der baskischen 
Untergrundorganisation ETA festschreibt. und 
die Jugendlichen demnach nicht als Terrori- 
sten verurteilt wurden. Statt höchsten drei- 
einhalb Jahren sollen sie jeweils zehn Jahre 
mehr erhalten. 

Mit der Neuauflage des Verfahrens dreht die 
spanische sozialistische Regierung; erneut an 
der Repressionsschraube, denn der Einspruch 
gegen das Urteil kam vom Ministerium für 
Staatsanwaltschaft und ist damit ein direktes 
Vorgehen der Regierung. Der Wille, unbedingt 
‚ härtere Urteile zu erhalten, verträgt sich wohl 
kaum damit, einen Friedensprozess einleiten 
zu wollen. 

Es ist aber auf der anderen Seite klar, dass 
das Urteil als Präjudiz für den zweiten Mas- 
senprozess dient, der sich nun seit einem Jahr 
hinzieht. Da es damals vor dem Sondergericht 
(Nationaler Gerichtshof) nicht möglich war, 
die absurde These des Ermittlungsrichters Bal- 
tasar Garzön zu stützen, dass alle Organisa- 
tionen der baskischen Linken zur ETA 
gehören, muss dieses Urteil nun gekippt wer- 
den. 

Ohnehin war es juristisch absurd, das Ver- 
fahren gegen die Jugendlichen vorzuziehen, 
während das Hauptverfahren, dem ihr Ver- 
fahren eigentlich untergeordnet war, erst da- 
nach behandelt wird. Schon dahinter stand ei- 
ne klare politische Entscheidung. Man hatte 
gehofft, dass die stark vorverurteilten Ju- 
gendlichen leichter als ETA-Teil abgeurteilt 
werden können, um das dann im Hauptpro- 
zess zu nutzen. Das ging schief, weil sogar die 
Richter des Sondergerichts keinen Nachweis 
für terroristische Tätigkeiten (keine Waffen) 
fanden, mit der das zu begründen gewesen 
wäre. Die Tatsache, dass einige Jugendliche 
später auch bei der ETA aufgetaucht sind, be- 
legt keine organische Verstrickung. 

Der Witz bei dem Urteil war ohnehin, dass 
sich das Sondergericht bei seinem Urteil aus- 
gerechnet auf die von den Sozialisten aufge- 
stellten Todesschwadrone (GAL) bezogen hat- 
te. Die wurden nämlich trotz ihren Morde, Fol- 
terungen und Entführungen nie als „bewaff- 
nete Bande“ oder „Terroristen“ abgeurteilt, 
obwohl sie eindeutig Waffen eingesetzt haben. 
Von den Mitgliedern der Todesschwadrone 
sitzt ohnehin keiner mehr, weil sie eine poli- 
tische Vorzugsbehandlung der Sozialisten er- 
halten. Die erste Aktion der Sozialisten nach 
der Übernahme der Regierungsmacht vor 
zweieinhalb Jahren war es, den Oberstaatster- 
roristen Galindo freigelassen haben. 

In dem Urteil gegen die Jugendlichen mus- 
ste ein weiterer Kunstgriff angewandt werden. 
Es wurde behauptet, die Organisationen führ- 
ten „Anschläge auf Sachen“ etc durch. Dabei 
konnte keinem der Angeklagten nachgewie- 
sen werden, dass er daran teilgenommen hät- 
te oder sie organisiert hat. Für irgendetwas 
musste man sie aber verurteilen, um die lan- 
ge U-Haft und das Verbot der Organisationen 
zu legitimieren. Schließlich saßen einige fast 
vier Jahre, länger als danach sogar die Höchs- 


turteile von dreieinhalb Jahren. Noch immer 
stehen die Organisationen (die in Frankreich 
weiter legal sind) aber auf der EU-Terrorliste, 
obwohl das bisherige Urteil dem klar wider- 
spricht. 

Es ist klar, dass die Definition, dass eine ter- 
roristische Organisation sich dadurch aus- 
zeichnet, bewaffnet vorzugehen, nun gekippt 
werden soll, um die gesamten verbotenen bas- 
kischen Organisationen doch als Teile der ETA 
ansehen und aburteilen zu können. Darin ist 
sich die Staatsanwaltschaft mit der Nebenkla- 
ge der so genannten „Vereinigung der Terro- 
rismusopfer“ einig, eine Frontorganisation der 
rechtsradikalen Volkspartei (PP). 

Da der Oberste Gerichtshof von Anhängern 
der PP besetzt ist, kann davon ausgegangen 
werden, dass das einstige Urteil gekippt wird. 
Die Anhänger der Franco-Diktatur stemmen 
sich ohnehin gegen den Friedensprozess. 

Dieses Vorgehen der Regierung verträgt sich 
ebenso wenig mit dem angeblichen Frieden- 
sprozess wie die erneute Verurteilung des hun- 
gerstreikenden Gefangenen zu 12 Jahren 
Haft, weil er zwei Artikel geschrieben hat. Da 
ja selbst der baskische Regierungschefnun vor 
Gericht gestellt werden soll, weil er Batasuna 
empfangen hat, hat Batasuna, zum Jahrestag 
ihres Friedensvorschlags vor zwei Jahren und 
eine etwas traurige Bilanz gezogen und die 
Sozialisten (PSOE) aufgefordert, ihr Vorgehen 
zu verändern. Ralf Streck den 16.11.2006 


Philippinen 
Solidarität mit den 
Sagada 11 


Am 14. Februar 2006 wollte eine Gruppe von 
elf Anarchopunks aus allen Teilen der Phi- 
lippinen nach Sagada fahren. Sagada ist ein 
berühmter Ort zum Wandern und Zelten in 
den Bergen von Northern Luzon. Die Leute 
kannten sich von 

Gruppen wie „Food notBombs“ und „Earth 
First“, und sie waren auf dem Weg zu einem 
wunderbaren Ausflug an einem der besten 
Naturorte der ganzen Philippinen. Sie sind 
nie an ihrem Ziel angekommen. 

Stattdessen wurde der Lkw, mit dem die 
Gruppe unterwegs war, von Bullen mit vor- 
gehaltenen Waffen angehalten. Ohne Anga- 
be von Gründen wurde die elf Reisenden von 
den Bullen geschlagen, getreten, gefesselt, 
und ihnen wurden die Augen verbunden. 
Außerdem wurde allen ihr Gepäck geraubt. 
Keiner der Anarchopunks hatte eine Ahnung, 
warum sie entführt wurden, bis mehrere 
Stunden nach der Festnahme ein Cafgu (Mit- 
glied der regionalen paramilitärischen Grup- 
pe) auf die Bullenwache kam. Dieser identi- 
fizierte die Punks als Mitglieder einer Gue- 
rillagruppe, welche einen bewaffneten Über- 
fall auf einen militärischen Vorposten am 10. 
Februar geleitet haben soll. Bei dem Überfall 
starben vier Soldaten und Cafgus. Bei dem 
Verhör hörten die Punks zum ersten Mal von 


diesem Angriff, sie wiesen die Vorwürfe 
zurück, sagten aus, das sie zu diesem Zeit- 
punkt des Angriffs in einer anderen Region 
unterwegs waren und keine Kontakte zu Gue- 
rillagruppen wie die New People’s Army hät- 
ten. 

Als Antwort aufihre Aussagen wurden die 
Gefangenen von Bullen, unterstützt vom Mi- 
litär und von Cafgus, brutal physisch und 
mental gefoltert. Sie wurden geschlagen, ih- 
nen wurden Stromschläge versetzt, sie mus- 
sten sich ausziehen und ihnen wurde Wasser 
über den Körper gekippt. Ihnen wurde Was- 
ser in den Hals gekippt, um damit Ertrinken 
zu simulieren. Mit Plastikbeutel wurden sie 
fast erstickt, innen wurde gesagt, dass die an- 
deren Mitgefangenen erschossen worden sei- 
en, in Bodenlöchern in der Größe von Grä- 
bern wurden ihnen Hinrichtungen vorge- 
spielt. Außerdem wurden sie gezwungen, ge- 
fälschte Aussagen zu unterschreiben. Glück- 
licherweise konnte am Abend des 15. Febru- 
ar einer der Gefangenen, Rundren Leo, flie- 
hen, indem er in eine Schlucht sprang und 
sich vor den um sich schießenden Bullen ret- 
ten konnte. Dadurch waresihm möglich, über 
die Situation der Gefangenen/Gefangen- 
schaft zu berichten, bis er wieder von den 
Bullen eingefangen wurde. 

Am 16. Februar, inzwischen wegen Brand- 
stiftung und Mord beschuldigt, wurden die 
Punks in das Benguet Provincial Gefängnis 
in La Trinidad gebracht. Durch eine Ände- 
rung im nationalen Gesetz zum Schutz von 
Minderjährigen wurde die beiden jüngsten 
Gefangenen, Lester Mendoza (16 Jahre alt) 
und Francess Ann Bernal (15 Jahre alt), im 
April freigelassen. Die anderen neun blieben 
im Knast. Der Prozess wurde aufunbestimmte 
Zeit verschoben. 

Alle Gefangenen können zumindest etwas 
Englisch verstehen. Sie sind sehr daran in- 
teressiert, mit anderen AnarchistInnen in 
Kontakt zu treten und mehr über Punk und 
Aktivismus zu erfahren, wie natürlich auch 
über das alltägliche Leben im Rest der Welt. 
Über Konzertplakate und Photos, Flyer, Auf- 
kleber, Aufnäher, T-shirts würden sie sich 
auch freuen, aber bedenkt immer dabei, dass 
ihnen die Mitgliedschaft in einer kommuni- 
stischen Guerillagruppe vorgeworfen wird 
und deswegen extrem politische Materialien 
gegen sie verwendet werden können. Die So- 
lidaritätsaktionen, welche stattgefunden ha- 
ben, haben eine sehr positive moralische Wir- 
kung auf die Gefangenen gehabt, besonders 
wenn Fotos von den Aktionen geschickt wur- 
den. Außerdem werden Geldspenden 
benötigt für alltägliche Notwendigkeiten im 
Knast und für Reisekosten und so weiter für 
Angehörige und Freunde, welche die Gefan- 
genen besuchen wollen. Dazu muss auch ge- 
sagt werden, dass sich die Familien um ganz 
legale Situationen kümmern, da die Anwäl- 
tInnen nur mit ihnen verhandeln wollen. Um 
weitere Informationen zu erhalten und über 
die Möglichkeiten Geld zu spenden, könnt ihr 
„Solidarity South Pacific“ kontaktieren: so- 
lidaritysp@lycos.com (Bitte auf Englisch 
schreiben!). 


Griechenland 


Die Barbarei 
wird legalisiert 


von Savvas Xirros 


Jeder weiß, was im Krankenhaus Evangelis- 
mos vor sich gegangen ist. Ein Standard- 
spruch, ein Ausdruck, der an sich das Gesetz 
des Schweigens auferlegt. Aber wir werden 
nicht anhand unseres Wissens, sondern an- 
hand unserer Taten bewertet. 

Wir können uns nicht mit dem Argument 
zurücklehnen, dass es sich bei den Verhören 
auf der Intensivstation um einen ganz beson- 
deren Fall handelte oder dass die Angelegen- 
heit nur den Betroffenen angeht und nur er 
verpflichtet ist, dagegen zu kämpfen. Die Vor- 
gänge im Evangelismos lassen sich nicht auf 
einen Streit zwischen mir und dem Kranken- 
haus reduzieren, noch sind sie eine Angele- 
genheit zwischen Arzt und Patienten. Hier 
steht vielmehr die unkontrollierte Gewalt des 
Staates auf der einen denjenigen, die sie 
bekämpfen, auf der anderen Seite gegenüber. 
Als Praxis reihen sie sich in das Schema einer 
generellen Unterdrückung ein, die in letzter 
Zeit an allen Fronten verstärkt und ausge- 
breitet wird. Der Staat ist milde zu den Unin- 
teressierten, kritisch zu den Bewussten, un- 
nachgiebig und rächend zu denen, die Wider- 
stand leisten, und natürlich erkenntlich denen 
gegenüber, die ihn unterstützen. 

Heute, wo „Frieden und Sicherheit“ Syno- 
nyme für globale Diktatur geworden sind und 
die Unterdrückung dem Aufstand zuvor- 
kommt, werden ihre Ziele jeden Tag aufge- 
deckt, während gleichzeitig jedes Hindernis 
gegen neue reaktionäre Maßnahmen und Ge- 
setze zum Wohle der gesetzlichen Ordnung aus 
dem Weg geräumt werden. Jeder ist ein po- 
tentieller Verdächtiger, nicht aufgrund seines 
Wesens, sondern aufgrund der Paranoia der 
Verfolgungsbehörden, wie das Beispiel des 
Brasilianers de Menezes gezeigt hat. 

Unter solchen Gegebenheiten hätte sich je- 
der an meiner Stelle auf der Intensivstation 
wiederfinden können. Aber auch, wenn es das 


Evanglismos nicht gegeben hätte, wäre es au- 
genblicklich eingerichtet worden, da weit und 
breit kein Hindernis in Sicht ist, das so etwas 
verhindern könnte. Die Untätigkeit ist ihr be- 
ster Verbündeter. 


Terrorgesetzgebung 


Die Gerichte, die folgten, richten einerseits, 
wie wir alle wissen, auf Befehl und nach po- 
litischen Entscheidungen. Während versucht 
wird, den Anschein der Legalität des, wie sie 
es nennen, Gerichtsverfahrens aufrechtzuer- 
halten, unterstützt und legalisiert man uner- 
müdlich Folter. In nur einer Nacht wurden 
Rechte abgebaut, die mit Kämpfen und Blut 
gewonnen wurden. 

In Kürze wird das Berufungsverfahren ab- 
geschlossen sein und die ihm vorausgegange- 
nen Rechtsbrüche in die Rechtswissenschaft 
eingehen. Jedes Gericht wird sich bei der Aus- 
legung von Gesetzen auf das Urteil des fünf- 
köpfigen Berufungsgerichtes berufen können 
und dessen damals und heute angewandte 
Pseudoargumentation verwenden. Gleichzei- 
tig hat man sich das Ziel gesetzt, die Aufhe- 
bung grundlegender Rechte in die Terrorge- 
setzgebung aufzunehmen, indem beispiels- 
weise möglich gemacht wird, einen Verdäch- 
tigen 15 bis 65 Tage in den Händen der Anti- 
terroreinheiten zu halten, mit Verhören in Iso- 
lation, ohne dass Indizien oder Anklagepunk- 
te vorhanden sein müssen. Wer dann aufgrund 
der Terrorgesetzgebung gerichtet wird, hängt 
von den herrschenden Bedürfnissen ab und 
unterliegt der Entscheidung einzig und allein 
der Ermittlungsbehörden. Die absolute Zen- 
trierung der Macht ist in der Terrorgesetzge- 
bung deutlich erkennbar. Rechtsverstöße wer- 
den gebilligt, Rechte abgeschafft und für die 
Urteile reichen die Stimmen von 5 Richtern, 
zweier in erster Instanz und dreier in zweiter 
Instanz, um den Bestimmungen der Terrorge- 
setzgebung Geltung zu verschaffen, auf dass 
sie in Zukunft freigiebig und ungeprüft ange- 
wendet werden können. 

(Anmerkung des Übersetzers zum Verständ- 
nis: Vor In-Kraft-Treten der Terrorgesetzge- 
bung wurden in Griechenland schwere und 
insbesondere politische Verbrechen vor einem 
Schwurgericht verhandelt, in dem die Schöf- 
fen die Mehrheit hatten. Bei Verfahren nach 
der Terrorgesetzgebung; dagegen richten le- 
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diglich Berufsrichter, und zwar in erster In- 
stanz drei Richter - eine Mehrheit von zwei 
Stimmen ist ausreichend - und in der Beru- 
fungsinstanz fünfRichter - eine Mehrheit von 
drei Stimmen ist ausreichend. Der 17N-Pro- 
zess in erster Instanz war das erste Verfahren, 
in dem die Terrorgesetzgebung Geltung hatte. 
Es folgten die beiden erstinstanzlichen Pro- 
zesse gegen mutmaßliche Mitglieder der 
Stadtguerillaorganisation „Revolutionärer 
Volkskampf“, ELA, und das laufende Beru- 
fungsverfahren im Fall 17N.) 

Mit dem Abschluss des Berufungsverfah- 
rens werden die Gesetze abgeschafft, die uns 
vor dem Absolutismus der Macht schützten, 
und die Verfassung wird außer Kraft gesetzt 
werden. Es liegt nicht in meiner Absicht, die 
heute gültige Rechtsprechung zu schützen, 
aber ich habe die Verpflichtung, für all dieje- 
nigen zu kämpfen, die unter der in Zukunft 
gültigen Rechtsprechung zu leiden haben wer- 
den. 


Sonderhaftbedingungen 


Vier Jahre in völliger Isolation. In einem Un- 
tergeschoss, drei Meter unter der Erde. Mit ver- 
gitterten Dachfenstern, die den Blick auf ei- 
nen engen Graben freigeben. Ein Graben, der 
vermutlich auf Höhe des Erdbodens mit einem 
Gitter bedeckt ist. In unmittelbarer Nähe 
brummen Tag und Nacht die Kühlhäuser der 
Gefängnisküche und die Klimaanlagen des 
Gerichtsgebäudes. Die stählerne Zellentür, mit 
einer Luke, gerade groß genug, dass das Es- 
senstablett durchpasst und der Wärter jede un- 
serer Bewegungen kontrollieren kann. Die Zel- 
len führen auf einen fensterlosen Flur, der als 
Gesellschaftsraum dient. Es gibt auch so et- 
was wie einen Hof. Wer ihn von außen gese- 
hen hat, hält ihn im Vergleich mit dem Hof ei- 
nes Wohnhauses für geräumig. Keiner aber 
denkt darüber nach, dass er für uns die ganze 
Welt bedeutet. 

Der Ort spielt seine eigene Rolle bei der Ver- 
nichtung der Gesunden. Und eine schlimme- 
re bei jemanden, der verborgene und offen- 
sichtliche Gesundheitsprobleme hat. Dazu 
trägt auch die verborgene Art des Umgangs 
damit bei. 

Ohne dass ich mich selbst versorgen könn- 
te - die verstümmelte Hand ist noch das klein- 
ste Problem -, bleibe ich mehr als dreizehn 
von vierundzwanzig Stunden am Tag in mei- 
ner Zelle eingeschlossen. Erst kürzlich wurde 
ich zum zwölften Male operiert. Mehr als die 
Hälfte der Operationen wurden aufgrund der 
besonderen Haftbedingungen durchgeführt 
oder wiederholt. Weil sich die Bedingungen 
ständig ändern, andere Präferenzen, Beson- 
derheiten, Vernachlässigung, Bürokratie ... 

Mit einer derartigen Häufung an gesund- 
heitlichen Problemen wäre in anderen Fällen 
die Strafe von mindestens fünf Gefangenen 
ausgesetzt worden, wenn man meine Ge- 
sundheitsschäden auf sie verteilt hätte. Ge- 
fäßverletzungen im Schädel werden nicht un- 
tersucht, obwohl ich durch sie gezwungen 
werde, fast immer in meiner Zelle zu liegen. 
Keiner wird wohl behaupten, dass der Auf- 
enthalt in einer unterirdischen Zelle geeignet 
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ist, um ein Asthmaleiden zu kurieren oder zu 
lindern. Der Gehörverlust - der einzige Scha- 
den, der zumindest teilweise rückgängig ge- 
macht werden könnte - verbietet mir die Teil- 
nahme an Treffen oder Diskussionen mit an- 
deren. Seit zwei Jahren fordere ich eine Ope- 
ration des Trommelfells, um am Berufungs- 
verfahren teilnehmen zu können, und sie wird 
jetzt gemacht, wo sich der Prozess seinem En- 
de nähert. Ab und zu verfärbt sich meine Haut 
aus unbekannten Gründen gelbgrün, wie bei- 
spielsweise Weihnachten 2004, wo ich mit 
Ausschlag und Schmerzen am ganzen Körper 
als Notfall in die Gefängnisklinik gebracht 
wurde. Die Diagnose: Ödeme. Die Therapie: 
Starke Schmerzmittel und Wiederkommen zur 
Untersuchung. 

Die Augen. Sieben Operationen in fünf 
Krankenhäusern. Es gibt keine Regelungen in 
der Strafvollzugsgesetzgebung, wie mit Blin- 
den im Gefängnis umzugehen ist. Weil nicht 
vorgesehen ist, dass Blinde im Gefängnis sit- 
zen. Auch eine auf die Verabreichung von er- 
ster Hilfe ausgestattete Gefängnisklinik kann 
einer derart komplizierten Situation nicht ge- 
recht werden. Zeugen dafür sind schon ihre 
Versuche und deren Ergebnisse, meine Augen 
betreffend. 

Nach einer ersten Netzhautablösung noch 
während der Verhöre im Evangelismos erlitt 
ich eine zweite, fünf Monate später, im Ge- 
fängnis. Kurz zuvor waren durch heftige Re- 
genfälle die Wasser aus der Kanalisation in 
meine unterirdische Zelle gedrückt worden, so 
dass diese überschwemmt wurde. Jede Netz- 
hautablösung bedeutet zwei schwere Opera- 
tionen und zusätzliche Schäden am Auge. Im 
März 2003 hatte ich 1/10 Sehfähigkeit aufdem 
linken Auge und 4/10 auf dem rechten. Bis 
zum Oktober 2004 verlor ich das linke Auge 
ganz und auf dem Rechten verblieben 20 bis 
30 Prozent Sehfähigkeit. Im Februar 2005 wa- 
ren es noch 10 bis 20 Prozent. 

Mein erster Antrag, die Strafe für eine Be- 
handlung auszusetzen, brauchte 8 Monate, bis 
erbehandelt wurde. Der Antrag wurde aus for- 
malen Gründen abgelehnt. 

Heute versuche ich es noch einmal. Mein 
zweiter Antrag, die Strafe für eine Behand- 
lung auszusetzen, wurde am 29. Mai 2006 ein- 
gereicht und vier Monate lang hingehalten, 
obwohl die offensichtlichen Probleme eine so- 
fortige Behandlung erfordern und nicht wie- 
der gut zu machende Schäden drohen. Letzt- 
endlich wird mein Antrag am 10. Oktober vor 
dem Gericht in Piräus behandelt werden. Von 
Juli bis heute, also innerhalb dreier Monate, 
habe ich die Hälfte des mir noch verbliebenen 
Augenlichtes verloren. Ich habe nun weniger 
als 10 Prozent. 

Es ist offensichtlich, dass meine häufigen 
Besuche in Krankenhäusern die Schäden nicht 
reparieren können. Dort werden sie nur im- 
mer wieder festgestellt und man versucht je- 
des Mal, in einem gewissen Maß die Schäden 
zu reparieren, die durch die Sonderhaftbedin- 
gungen und den Aufenthalt im Gefängnis all- 
gemein entstanden sind. 

Ich bin nicht erstaunt, ich wundere mich 
nicht, ich werde nicht wütend, weil ich weiß, 


dass dies ihre Rolle ist, weil ich keine andere 
Behandlung erwartet habe, da ich ihr Gesicht 
kannte, lange bevor sie es mir gezeigt haben. 
So wie der Demonstrant den Knüppel kennt, 
lange bevor er ihn auf seinem Rücken spürt. 

Savvas Xiros 

Gefängnis Korydallos 

20. September 2006 


Nachbemerkung des Übersetzers: Auch der 
zweite Antrag von Savvas Xiros wurde abge- 
lehnt. Nach eintägiger Verhandlung entschied 
das Gericht am 10. Oktober, die Bedingungen, 
nach denen ein Gefangener zur Abwendung 
irreparabler Schäden aus dem Gefängnis zu 
entlassen sei, seien nicht gegeben. Savvas sol- 
le seine „Therapie“ vielmehr im Gefängnis 
fortsetzen. 


Zum Polizeieinsatz 
bei der Demo gegen 
Sozialabbau 


am 21. Oktober 2006 in Stuttgart 

26 Festnahmen // Hausdurchsuchung im 
„Subversiv“- Soziales Zentrum Stuttgart und 
dem Infoladen Stuttgart // Ermittlungen we- 
gen „Landfriedensbruch“, „Sachbeschädi- 
gung“ und „versuchter schwerer Brandstif- 
tung“ u.a. 


Der Ablauf der Ereignisse: 


Am 21.Oktober 2006 fanden in fünf deut- 
schen Städten von den Gewerkschaften ini- 
tiierte Demonstrationen gegen den Sozialab- 
bau statt. In Stuttgart beteiligten sich an der 
Demonstration 40.000 Menschen. An einem 
antikapitalistischen Block beteiligten sich 
200-300 Menschen. Kurz vor Abschluss der 
Demonstration auf dem Schlossplatz wurde 
die dort ansässige Filiale der Commerzbank 
angegriffen. Die Polizei spricht von geworfe- 
nen bengalischen Fackeln, die zudem dazu 
genutzt worden seien, eine weitere, in einer 
Flasche geworfene Flüssigkeit zu entzünden. 
Die Aktion hinterließ Farb- und Brandspuren 
an der Fassade des Bankgebäudes, laut Poli- 
zeiangaben konnte alles schnell gelöscht 
werden. 

In der Folge dieser Aktion machten uni- 
formierte Trupps der Cops Jagd auf vermut- 
liche TeilnehmerInnen des antikapitalisti- 
schen Blocks und kesselten ca. 20 Personen 
ein. Nacheinander wurden die Personen ge- 
gen den Protest anwesender außenstehender 
DemonstrantInnen festgenommen und mit 
dem Gefangenentransport in die Hauptwa- 
che auf dem Pragsattel/[Hahnemannstrasse 
gebracht. 

In der Folgezeit kam es zudem zu Akti- 
vitäten gegen die SPD-Landeszentrale, die 
mit Farbe beworfen wurde. Daraufhin wur- 
den fünfweitere Personen festgenommen, die 
sich in der Nähe im Stadtgebiet aufgehalten 
haben sollen. 


Die Festgenommenen waren größtenteils 
Minderjährige, der Jüngste ist 14 Jahre alt. 
Den Betroffenen wurden auf der Wache die 
ihnen zustehenden Telefongespräche ver- 
wehrt, nur wenige bekamen etwas zu trin- 
ken, zu essen gab es nichts. Es wurde massi- 
ver Druck ausgeübt, indem Beamte die Be- 
troffenen über ihren Verbleib täuschten oder 
die Auskunft verweigerten, sie zudem direkt 
des Werfens von Brandsätzen bezichtigten. 
Die Minderjährigen mussten fast ausnahms- 
los von ihren Eltern abgeholt werden. Diese 
wurden jedoch in der Regel nicht von den 
Cops selbst informiert, sondern mussten von 
GenossInnen benachrichtigt werden. Zumin- 
dest der Großteil der Festgenommenen wur- 
de erkennungsdienstlich behandelt (Gewicht, 
Fingerabdrücke, Fotos). Die bislang verlaut- 
barten juristischen Vorwürfe gegen die Fest- 
genommenen sind „Landfriedensbruch“ und 
„Sachbeschädigung“. 

Personen, die sich bereits nachmittags zu 
einer Spontankundgebung vor der Wache 
sammelten, um auf die Gefangenen zu war- 
ten, wurden kontrolliert und abgefilmt. Die 
festgenommenen Personen wurden ab ca. 22 
Uhr bis um 00:30 Uhr freigelassen. 

In Stuttgart- Heslach, rund um die Räum- 
lichkeiten des „Subversiv*- Soziales Zentrum 
und des Infoladens, zogen im Verlauf des 
Nachmittags Polizeitruppen auf, die sich dort 
postierten und einzelne Personen kontrol- 
lierten. Bis in den Abend hinein wurden Per- 
sonen auf der Straße angehalten oder sogar 
aus der Straßenbahn gezogen. Auch bei ih- 
nen wurden die Personalien festgestellt und 
sie wurden abgefilmt. Dazu mussten sie sich 
teilweise Schals, Mützen und Sturmhauben 
überziehen. Jeder Widerspruch wurde mit der 
Androhung eines längeren Aufenthalts auf 
der Wache quittiert. 

Am Abend schließlich wurde das „Subver- 
siv“ und der Infoladen Stuttgart von einem 
massiven Polizeiaufgebot durchsucht. Die ca. 
10 anwesenden Personen mussten sich eben- 
falls ablichten lassen und ihre Personalien ab- 
geben. Die Räume des „Subversiv“ und des 
Infoladen wurden ausgiebig gefilmt. Sie wur- 
den von einer Staatsanwältin und mehreren 
Staatsschützern durchsucht, die behelmten 
Trupps zogen sich nach und nach zurück. Das 
Ganze fand ohne schriftlichen Durchsu- 
chungsbefehl statt, lediglich von einer münd- 
lichen richterlichen Zusage für einen solchen 
war die Rede. Als Begründung wurden Er- 
mittlungen wegen „versuchter schwerer 
Brandstiftung“ angegeben. 

Beschlagnahmt wurden u.a. zahlreiche 
Flugblätter (u.a. 50 verschiedene Einzelex- 
emplare), ein Computer, ein Transparent, Pla- 
kate, ein Benzinkanister, zwei Bengalos, so- 
wie das Handy eines Genossen. Nach unge- 
fähr eineinhalb Stunden zogen die Trupps 
wieder ab. 

Einer polizeilichen Erklärung zufolge wer- 
de über die benannten Punkte hinaus eben- 
falls wegen versuchter schwerer Körperver- 
letzung, Verstoß gegen das Versammlungs- 
gesetz und gegen das Sprengstoffgesetz er- 
mittelt. 


Eine erste Einschätzung aus der Sicht 
der Antirepressionsarbeit: 


Die Staatsschutzbehörden haben die militan- 
ten Aktionen am 21.Oktober offensichtlich 
zum Anlass genommen, zunächst möglichst 
breit zu ermitteln und zuzuschlagen. Es wur- 
den zahlreiche Menschen abgefilmt, kontrol- 
liert und festgenommen. Deshalb lässt es sich 
nicht ausschließen, dass es neben anstehen- 
den Prozessen und den damit verbundenen 
Vorladungen als ZeugInnen und Angeklagte 
zu weiteren direkten Repressionsschlägen in 
der nächsten Zukunft kommt. 

Dies betrifft potentiell einen relativ großen 
Personenkreis; unmittelbar sicherlich die Fest- 
genommenen selbst und die im Verlauf des Ta- 
ges an verschiedenen Orten kontrollierten 
Menschen, aber auch weitere AktivistInnen. 
Dies alles unterstreicht nicht zuletzt eine wei- 
tere, in Stuttgart durchgeführte Hausdurchsu- 
chung. Betroffen war ein Genosse, der am 
21.10 nicht festgenommen wurde, sondern le- 
diglich im Bereich des Schlossplatzes kontrol- 
liert wurde. Offizielles Ziel war die Suche nach 
Beweisfotos. Die Botschaft der Durchsuchung, 
bei der nichts beschlagnahmt wurde, war klar: 
demonstrativ wird ermittelt und es kann po- 
tentiell JedeN treffen. 

Mit Vorwürfen wie der „versuchten schwe- 
ren Brandstiftung“ und der „versuchten 
schweren Körperverletzung“ verschaffen sich 
die Staatsschutzbehörden eine entsprechende 
gesetzliche Legitimierung - sofern diese in- 
nerhalb des juristischen Apparates aufrecht 
erhalten werden können, und davon ist aus 
Erfahrung bei weit „niedriger“ angesiedelten 
Vorwürfen auszugehen. 

Diese Vorwürfe können von ihnen künftig 
nicht nur - wie auf der Wache bereits gesche- 
hen - zur Einschüchterung herangezogen wer- 
den, im Falle der Minderjährigen etwa auch 
über die Eltern. Vielmehr sind die Staats- 
schutzorgane darauf aus, die Vorfälle als An- 
lass zu nehmen, um wie im Rahmen früherer 
Verfahren bereits geschehen, mit dem „Sub- 
versiv“ und dem Infoladen Stuttgart politisch 
unliebsame Projekte zu diffamieren. Damit 
verbunden ist der Versuch, auch hier Aktivi- 
stInnen zu kriminalisieren. 

Schließlich weist die Strategie der Staats- 
chützerInnen prinzipiell zwei Seiten auf. Zum 
einen sind sie unmittelbar erpicht darauf, fo- 
tografisches Material, Informationen u.ä. über 
die militanten Aktionen selbst zu bekommen. 
Dafür haben sie z.B. bereits vor Ort versucht, 
Filme zu konfiszieren. 

Egal, was siezum Anlass nehmen, eine mög- 
lichst breite Durchleuchtung der radikalen 
Linken und ihrer Strukturen ist immer ein Ziel 
des Staatsschutzes. Hierfür dienen ihm sowohl 
direkte Informationen, wie auch Szene- 
Klatsch und Spekulationen im Zusammen- 
hang mit konkreten Aktionen. Auch vorder- 
gründig entlastende Aussagen gegenüber der 
Staatsanwaltschaft und der Polizei können 
zum Bumerang werden und belasten Andere. 

Für alle politische AktivistInnen ist es drin- 
gend notwendig, sich über das Vorgehen der 
Repressionsbehörden und über die eigenen 


Rechte ihnen gegenüber zu informieren. 
Studiert die Verhaltenstipps von Antire- 
pressionsorganisationen und redet mit Ge- 
nossInnen darüber! 
Macht weitere Schritte von Justiz und Poli- 
zeiöffentlich! Anna und Arthurhalten’s Maul! 
Nehmt als Betroffene oder wenn ihr Fragen 
habt mit den Roten Hilfe Ortsgruppen oder der 
Bunten Hilfe Stuttgart Kontakt auf! Unter- 
nehmt nichts individuell, denn allein machen 
sie dich ein. 
Weitere Infos: 
www.bunte-hilfe.de.am 
Neue Postadresse der Bunten Hilfe Stuttgart: 
Bunte Hilfe Stuttgart 
C/o Infoladen 
Benckendorffstr. 4 
70199 Stuttgart 
Nachtrag: Es gab noch weitere Hausdurchsu- 
chungen 


Proteste in der ZAAB 
Oldenburg 


Streikinfo Nr. 4 vom 10.11.06 


Bereits vor einer Woche wurde der Flücht- 
lingsstreik im Ein- und Ausreiselager ausge- 
setzt. Wir möchten deshalb kurz die aktuelle 
Situation beschreiben - auch unter Berück- 
sichtigung des gestrigen Warnstreiks in Bram- 
sche. 

Zunächst: Ausgesetzt ist wörtlich zu verste- 
hen, d.h. die Proteste gehen weiter, auch wenn 
derzeit nicht mehr die Kantine und die 1-Eu- 
ro-Jobs bestreikt werden. Es sind im Wesent- 
lichen drei Gründe gewesen, welche zur Aus- 
setzung des Streiks geführt haben: 

1. Der Streik hat extrem viel Staub aufge- 
wirbelt. Es gab über 50 Zeitungsartikel, etli- 
che Radiobeiträge, ca. 8 Fernsehbeiträge 
(meist in den Vorabendnachrichten von NDR 
und Radio Bremen), diverse Solidaritätser- 
klärungen etc. Hieraus sind eine ganze Men- 
gen Initiativen entstanden: Zum Beispiel sind 
verschiedene runde Tische angedacht (selbst 
die Lagerleitung hat einen entsprechenden 
Vorstoß gemacht), Petitionen und öffentliche 
Dokumentationen wurden in die Wege gelei- 
tet, der Oldenburger Stadtrat hat öffentlich 
über das Lager in Blankenburg diskutiert und 
wird dies am 20.11. erneut tun etc. etc. Um in- 
nerhalb dieser unterschiedlichen Initiativen 
überhaupt aktiv werden zu können, war es er- 
forderlich, dass sich alle Beteiligten etwas den 
Rücken freimachen. Denn beides, d.h. Streik 
und Aktionen einerseits sowie Beteiligung an 
runden Tischen etc. andererseits, war schlicht 
nicht zu bewerkstelligen. 

2. Der Druck der Lagerleitung hat natürlich 
auch seine Spuren hinterlassen: Es gab meh- 
rere (Straf-)Transfers, verstärkten Abschiebe- 
druck, Einschüchterungsversuche etc., nicht 
zuletzt gegen die, die aktiv geworden sind. An 
diesem Punkt war es ebenfalls nötig, einfach 
mal innezuhalten und nicht immer nur wei- 
terzurennen. Die Streikenden haben jedoch 
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unmissverständlich klar gemacht, dass dies ei- 
ne Frage politischer Klugheit wäre und kei- 
nesfalls als Niederlage verstanden werden 
sollte. Oder in den Worten eines Aktivisten aus 
dem Lager: „Nur wer Angst hat, kann auch 
mutig sein.“ 

3. Und natürlich waren nach 4 Wochen 
Streik viele Leute verdammt müde. Hierzu 
gehört im Übrigen auch, dass es für immer 
mehr Leute zum handfesten Problem gewor- 
den war, die 1-Euro-Jobs zu bestreiken. Denn 
für die, die überhaupt arbeiten dürfen, sind 
diese Jobs, die einzige Möglichkeit, auf re- 
guläre Weise an Geld zu kommen (von den 38 
Euro Taschengeld pro Monat mal abgesehen). 
Geld, womit z.B. Anwälte, Zigaretten, Tele- 
fonkarten, Zeitungen, Internetgebühren etc. 
etc. bezahlt werden können. 

Grundsätzlich haben wir uns darauf ver- 
ständigt, dass der Streik jederzeit wieder auf- 
genommen werden kann. Dies zeigt auch der 
gestrige Warnstreik im Abschiebelager Bram- 
sche, an dem sich ca. 80 BewohnerInnen des 
Lager beteiligt haben. Die Devise im Moment 
lautet, abzuwarten und zu gucken, ob die La- 
gerleitung und das Innenministerium in Han- 
nover bereit sind, auf die Forderungen einzu- 
gehen oder nicht. Sollte dies nicht der Fall sein, 
wird der Streik in absehbarer Zeit wieder auf- 
genommen. Und dann wären wir natürlich 
wieder auf so viele und großzügige Spenden 
angewiesen wie in den letzten & Wochen!!! 
Einmal mehr tausend Dank!!! 

Arbeitskreis Dritte Welt e.V. 
Konto-Nr. 015 131 337 

BLZ 280 501 00, LZO, 
Verwendungszweck: Aktionstage. 


Presseinformation vom 21.11.06 


Der Rat der Stadt Oldenburg hat in seiner Sit- 
zung am 20.11.06 einstimmig eine Resolution 
zur Situation in der ZAAB Blankenburg bei 
Oldenburg verabschiedet. Darin fordert der 
Rat der Stadt Oldenburg die niedersächsische 
Landesregierung auf, die „Kritikpunkte der 
Bewohnerinnen und Bewohner der ZAAB 
Blankenburg ernsthaft und intensiv zu prüfen 
und Lösungsvorschläge zu entwickeln“. 
Bemerkenswert ist insbesondere die Forde- 
rung nach einer Überprüfung der zentralen 


Unterbringung, wird doch hiermit die Kern- 
forderung der Flüchtlinge nach dezentraler 
Unterbringung in eigenen Wohnungen zu- 
mindest zur Debatte gestellt - auch im Wi- 
derspruch zur erklärten Politik der Landesre- 
gierung. Außerdem soll das Wertgutscheinsy- 
stem abgeschafft werden, womit der Stadtrat 
das Recht der Flüchtlinge, ihre Nahrung selbst 
bestimmt zuzubereiten, ausdrücklich aner- 
kennt. Praktisch will sich die Stadt Oldenburg 
für eine verbesserte Busverbindung einsetzen 
und nach weiteren Möglichkeiten der Verbes- 
serung der Lebenssituation der in Blankenburg 
lebenden Flüchtlinge suchen. 

Begleitet wurde die Stadtratsitzung von ei- 
nigen Aktionen der Flüchtlinge und Unter- 
stützerlnnen. Um 15:00 fand eine Kundge- 
bung in der Innenstadt statt, die erneut die Ol- 
denburger Öffentlichkeit über die Situation in 
den Flüchtlingslagern Blankenburg und 
Bramsche/Hesepe informieren sollte. Die ca. 
100 anwesenden DemonstrantInnen ent- 
schlossen sich spontan zu einer lauten und 
stimmungsvollen Demonstration durch die In- 
nenstadt, die zum Tagungsort des Stadtrates 
führte. Auch dort wurden laut die Missstände 
in den Lagern kritisiert. Die Ratssitzung, wur- 
de von den DemonstrantInnen aufmerksam 
mitverfolgt. 

Die Flüchtlinge aus Blankenburg haben in 
ihrer Vollversammlung nach der Ratssitzung 
die konkreten beschlossenen Schritte begrüßt 
und betont, so einer ihrer Sprecher, „dass sie 
die Unterstützung der Stadt Oldenburg für ih- 
re Forderungen bei der Landesregierung in 
Hannover begrüßen“. Aber es bleibt ihnen 


wichtig, dass diesen Worten nun auch Taten 
folgen müssen. Es ist bedauerlich, dass zur An- 
erkennung der Missstände in Blankenburg 
überhaupt ein vierwöchiger Streik notwendig 
war, aber es macht auch deutlich, dass es zu 
wirklichen Veränderungen nur kommen wird, 
wenn dieser Druck aufrecht erhalten wird. 
„Wir werden unseren Protest so lange weiter 
in die Öffentlichkeit tragen, bis die verant- 
wortlichen Parteien unseren Forderungen 
nachkommen“ lautete deshalb das Fazit an 
diesem Abend. 

Dass das Problem nicht allein mit der Ein- 
setzung, einer Kommission zu lösen ist ? wie 
der Rat des weiteren fordert ?zeigen die er- 
neuten Proteste in Bramsche-Hesepe. Dort tre- 
ten ab Dienstag, den 21.11.06, die Flüchtlinge 
einen unbefristeten Boykott des Kantinenes- 
sens an. Sie schließen sich damit den Forde- 
rungen an, die während des Streiks der Flücht- 
linge in der ZAAB Oldenburg erhoben wur- 
den und verweisen darauf, dass Bramsche ei- 
ne Außenstelle der ZAAB Oldenburg ist. Mit 
dem Boykott in Bramsche-Hesepe fordern die 
Flüchtlinge, daß die Außenstelle in die Ge- 
spräche, die nach dem Streik in Oldenburg an- 
gekündigt wurden, mit einbezogen wird. 

Diese Proteste machen einmal mehr deut- 
lich, dass die Politik der Lagerunterbringung 
nicht aufrecht erhalten werden kann. Wo 
Menschen ihrer Würde beraubt und ihnen täg- 
lich elementare Grundrechte verweigert wer- 
den, wird es immer wieder Proteste geben. Die 
Lösung kann letztlich nur die Schließung al- 
ler Lager sein. Ronald Sperling 
‚für das Antirassistische Plenum Oldenburg 


Flugblatt der Flüchtlinge aus Blankenburg zur Demonstration am 20.11. 


DAS LAGER IST DAS PROBLEM 


Asylbewerber, Asylbewerberinnen 


Vom 4. bis 31. Oktober haben wir gestreikt und haben unsere Forderungen an die Lager- 
behörden gegeben. Aber bis heute haben wir in unserer Sache nichts gewonnen. Sie lassen 
uns glauben, dass es eine Veränderung gibt, aber in Wirklichkeit hat sich nichts verändert. Im 
Gegenteil, die Autoritäten setzen uns unter Druck, drei von uns wurden unter Zwang, trans- 
feriert. Aber wir Asylbewerber, wir haben uns nicht niedermachen lassen. Wir haben unsere 
Forderungen ins Parlament gebracht. Das Parlament spricht über eine unabhängige Kom- 
mission, aber wir denken, dass wir Asylbewerber selber die Kommission sind. Das sind wir, 
die wir über Jahre die Bewohner des Lagers sind. Heute wollen wir konkrete Antworten, kei- 
ne Kommission und leere Versprechungen. Wir sind des Lebens im Lager müde. Wir wollen 
nicht mehr im Lager leben. Wir wollen nicht mehr in Blankenburg leben und fordern die 
Schließung des Lagers. Asylbewerber, Asylbewerberinnen kommt zur Demonstration am Mon- 
tag, den 20 November. Es ist sehr wichtig und deswegen seid ihr alle eingeladen aus euren 
Zimmern zu kommen, um zusammen um 9 Uhr zum Sozialamt (Service Point) zu gehen. Wir 
fordern die Rechte, die uns zustehen. Die Demo wird in der Stadt weitergehen und um 13:30 
Uhr werden Autos kommen, um uns in die Stadt zu bringen. Brüder und Schwestern, ihr 
braucht keine Angst zu haben. Jeder Asylbewerber hat das Recht, zu demonstrieren, wenn er 
schlecht behandelt wird. Das was wir machen ist unser Recht. Diesen Montag wird es im 
Parlament eine Entscheidung geben. Wir sind herzlich eingeladen uns die Entscheidung im 
Parlament anzuhören. 


E-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de * Gefangenen Info im Netz: www.political-prisoners.net 
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